
AMl'SBtATTi 
DER EVA.NGElISCHEN. lAND_ESI<IRCHE OltEfFSWALD·· 

Nr. 6/7 Greifswald, den 31. JuH 1986 1 

INH/'l-LT 

A. Kirchliebe Gesetze,Verordiaungen und
Verfügungen

1 

Seite Seite 

C. Personalna�ricltten 92 

Nr. 1) Pfarrbesoldungsordnung 65 D. · Freie Stellen 92 

B. Hinweise auf ; staatlidte 'Gesetze
und Verordnungen

E. Weitere Hinweise
Nr. 3) Bibelwoche 1981i/87 . 92. 

Nr·. 2) �nordnµng Über den.• Postdienst •. I· - Post - . . . . · · · , • 11 

Anordmin.g vom 28. Februar 1986 81 F. • Mitteilungen für den kirchlidJ.e',l Dienst 92 

\ 

A. KirchUche Gesetze,. Verordnungen . und
Verfügung�n

· Nr. l) Pfarrbesoldung�ordnung ·

Evangelisches Könsistorium Greifswald; den 27.3.1986 

8 21001',-51/85 

Nachstehend·werden ·abgedruckt die 13.Verordnung vom 
l;!; '6. 1985 zur Änderung �er Pfarrbesoldungsprdnung 
vom 13.10..1964, .die der Rat der Evangel-is;che.n Kirche 

· der Union für unsere· Landeskirche r:pit Wirkung vom
1. Juli 1985 .in Kraft gesetzt -hat, Beschluß des Rates
der Evang�lischen .. Kirche der· Uniön: vqm 12. Q.1985, die

. Pfarrbesoldurigsordnung. vom, 13.10. 1964 ·. (Amtsblatt
Greifswald 1965 s; 1 und Amtsblatt 1982 S. 82) in der 
ab 1. Juli 19!!5 geltenden Fassung einscl:!lieqlich der
mit Wirkung voin. 1. Januar l!:i76-.in K.raft gesetzten
Besoldungstabelle, Beschluß l/83 und Beschluß 1A, beide
iri. <;ler ab 1.7.1985 geltenden Fassung, sowie Beschluß
B in der ab · 1.. L 1978 , geltenden Fassung.

. Wfr wei�eri noch darauf hin, .daß mit § 27 der 3: Ände� 
rungsverordnung vöm 3.1?. i975 geregelt worden ist: 
,,Bleiben die nach dieser 'Verordnung zu z_ahlen_den .. 
Dienstbezüge hinter .. den .nach bisherigem Recht ge­
zahlten Dienstbezügen .zurück, so w.ird eine nichtruhe­
gehaltsfäbige Ausgleicl\szulage in Höhe des Unterschie­
des gezahlt. Die Atl!;gleichszulage verringert sich durch 
Aufrücken in eine höhere Dienstaltersstufe oder da­
durch, daß nach bisherigem :Recht eine Kürzung oder 
die Einstellung der Zahlung des Kinderzuschlages so­
Wie eine Herabsetzung des Ortszuschlages vorzunehmen 

. . 
. . ' war." 

Ha rd e r  

8. VERORl)NlJNG
zur Änderung der Verordnung über die Besoldung und 
Versorgm:ig der , Pfarrer in der . Evangelischen : Kirche 
der Union (Pfarrbesoldungsordpung) vom 13. 10;' 1964 

.. (ABI. EKD Nr. 144) 
vom 12. 6. 1985 

Der Rat hat unter Beachtung. von Artikel 15 'Absatz 3 
der Ordnung der Evangelischen Kirche p.er Unfon be­
schlossen: 

(1) § l, A�atz l der . Pfarrbesoldungsordnung' erhält 
folgende ·Fassung: 
(1) F.farrer• im· Sinne dieser Ordnung sind unbe­

sch.a.det ihrer Dienstbezeichnung alle. Männer
und Frauen, für die efa Dieri.Stverhältriis auf
Lebenszeit durch Berufung .· zum. Pfarrer in

, einer. G liedkirche der ·Evangelischen· Kirche der
. Unioi\. oder in der Evang,elischen Kirche der 
· Union' begründet wird, durch Entsendung in

eine Pfarrstelle
a) einer Kirchengemeinde
b) eines Kirchengemeinae- oder Synodal- , .

verbandes 
· · 

c) eines Kirchenkreises
d) einer Gliedkirche oder
e) der Evangelischen Kirche d:er Union 
oder Übertragung einer der fena.nnten Pfarr­
stellen. Sie erhalten Besoldung uod Versorgung 
nach Maßgabe dieser Ordnung. 

(2) § 1 Abs�tz 2 Satz 1 . d�r Pfarrbesoldungsordnung 
erhält' folgende Fassung: . 
Inwieweit die B��oldungsbestimmungen. der §§ 3-
22b dieser Pfarrpesoldungsor_dnUng auch auf Pfar-
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rer anzuwenden sind, die. von einem anderen als 
dem in Absatz 1 genannten Rechtsträger angestellt 
sind, bestimmt sich nach ihrem Dienstvertrag. 

§ 2
(1) Der bisherige § 3 der Pfarrbesoldungsordnung wird 

§ 3 Absatz 1
(2) § 3 der Pfarrbesoldungsordnung wird durch fo.1-

gende Absätze 2 bis. 4 ergänzt: 
(2) Bei Vorliegen eines Teilbeschäftigungsverhält­

nisses werden Grundgehalt und Zulagen zum 
Q�undgehalt anteilmäßig gezahlt

(3) Für die Zeit, in der eine Pastorin vom Dienst 
freigestellt wird, weil sie an der vollen Aus­
übung ihres Dienstes durch familiäre Verhält­
nisse gehindert ist, wird keine Besoldung ge­
wahrt.

(4) Für die Zeit der Freistellun.g vom Dienst nach 
der Geburt eines Kindes im Anschluß an den 
Wochenurlaub wird ·keine Besoldung gewährt. 

§ 3 
(1) § 6 Absatz 2 der PfarrbesoLdungsordnung erhält

folgende Fassung:
(2) Bei Wiederaufruvime des Dienstes nach öeen­

deter Freistellung ist das Besoldungsdienstalter 
�eu zu berechnen.

(2) Der bisherige Absatz 2 des § 6 der Pfarrbesoldungs­
ordnung wird Absatz 3. 

§ 4 
§ 7 Absatz 2 der Pfarrbesoldungsor,dnung erhält fol­
gende Fassung: 

(2) Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Be­
ginn des Besoldungsdienstalters nach Absatz 1 
hinauszuschieben ist, we,rden abgesetzt

a) die nach Vollendung des siebzehnten Lebens­
jahres verbrachte Mindestzeit der außer der 
allgemeinen Schulausbildung vorgeschrie­
benen Ausbildung (Studium, Vikariatszeit, 
übliche Prüfungszeit), soweit sie. drei Jahre 

· übersteigt 
b) die nach Vollendung des siebzehnten Le..'. 

bensjahres verbrachten Zeiten einer für die
Ausbildung an einer Predigerschule oder
einer entsprechenden Ausbi1dungsstätte..vor­
geschriebenen Beru:fisausblldung 

. c) nach Vollendung des zwanzigsten Lebens­
jahres liegenden Zeiten einer Tätigkeit im 
kirchlichen oder sonstigen Dienst. nach Maß­
gabe der §§ 8 und 9 

d) Zeiten 'des. Schwangerschafts- und Wochen­
urlaubs

Der Rat bestimmt, welche weiteren Zeiten abzusetzen 
sill!d. Derselbe Zeitraum darf nur e'inmal abgesetzt 
y.rerden. 

§ 5
§ 9 der Pfarrbesoldungsordnung erhält folgende Fas­

. sung: 
(1) Bei Anwendung des § 7 Absatz 2c werden nicht 

berücksichtigt: 
a) Dienstzeiten in einem Dienstverhältn1s, das 

durch Entlassung, Ausscheiden oder Entfernung 
aus dem Dienst beendet worden ist

b) Dienstzeiten in einem Arbeitsrechtsverhältnis, 
das aus einem vom .Beschäftigten zu vertreten­
den Grunde mit soforti�er Wirkung beendet 

(2) Ausnahmen von den Vorschriften des Absatzes la 
und lb können zugelassen werden.

§ 6
§ 10 der Pfarrbesoldungsbrdnung erhält folgende Fas­
sung: 
Kirchlicher Dienst im Sinne des § 7 Absatz 2c ist auch 
der Dienst in missi.önarischen, diakonischen oder son­
stigen kirchlichen Werken und Einr.ichtungen ohne 
Rücksicht auf deren Rechtsform. 

§ 7
§ 12 der Pfarrbesoldungsordnun� erhält folgende Fas-
sung:
Das BesoLdungsdienstalter eines Pfarrers, dem wegen 
schuldhaften Fernbleibens vom Amt der Anspruch auf 
Dienstbezüge aberkannt ist, wir,d um di,e Zeit des Fern­
bleibens hinausgeschoben. Für die Berechnung gilt 
§ 11 entsprechend.

§ 8
Im Anschluß an § 22 der Pfarrbesoldungsordnung wird 
eingefügt: 

III. Schwangerschafts- und Wochengeld 

§ 22a 
(1) Während des Schwangerschafts- und Wochen­

urlaubs erhält die Pastorin Schwangerschafts-
und Wochengeld.'

·· 

(2) Das Nähere bestimmt der Rat.•

IV. Müttllfunterstützung 

§ 22b
(1) Eine Pastorin, die im Anschluß an den Wo­

chenurlaub für das zweite und jedes weitere 
geborene Kind vom Dienst freigestellt wird, um 
ihr zuletzt geborenes Kind in häuslicher Pflege 
selbst betreuen zu können, erhält auf Antrag
für di,e Dauer der Freistellung, längstens bis
zum Ende des ersten Lebensjahres des zweiten 
Kindes· .und längstens bis zum Ende des 18.
Lebensmonats des dritten und jedes weiteren
Kindes eine Mütterunterstützung.

(2) Das Nähei;-e bestimmt der Rat.

§ 9
Der bisherige Abschnitt III der Pfarrbesoldungsord­
nung wird Abschnitt V, der bisherige Abschnitt IV wird 
Abschnitt VI und der bisherige Abschnitt V wird Ab� 
schnitt VII. 

§ 10 
§ 25 der Pfarrbesoldungsordnung erhält folgende Fas•
sung: 
(1) Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge sind 

a) das Grundgehalt, das dem Pfarrer zuletzt zu­
gestanden hat 

b) ein an die Stelle der Dienstwohnung tretender 
Ortszuschlag, dessen Höhe in der Besoldungs­
tabelle festgesetzt wir,d

c) die ruhegehaltsfähigen Zulagen gemäß §§ 13 
und 14 

d) für die Versorgungsempfänger mit Wohnsitz in 
Berlin tritt zu zu dem Grundgehalt, das der 
Berechnung d.er ruhegehaltsfähigen Dienstbe-
----�-- ___ _. ____ .:1- 1!--"L .... .:-,..ro.1...1: ,.. tJl! ,.\.. ..J -. - _._1.,. ,.. _...,. 
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haltsfähigen Zulagen nach dien §§ 13 und 14 Ab­
satz 1 ein örtlicher Sonderzuschlag dn Höhe von 
drei vom Hundert. 

(2) Bei Vorliegen eines Teilbeschäftigungsverhältnisses
sind bei der Berechnung des Ruhegehaltes die zu­
letzt bezogenen Dienstbezüge z:u,grundezulegen. 
Wurde das Teilbeschäftigungsverhältnis vor we­
niger als 5 Jahren vor Eintritt in den Ruhestand 
begründet, sind bei mindestens 20 Jahren Vollbe­
schäftigung vor der Begründung des Teilbeschäf­
tig'ungsverhältnisses die Dienstbezüge in voller
Höhe- zu.gruridezulegen.

(3) Wird eine Pastorin, die vom Dienst freigestellt 
wurde, weil sie an der vollen Ausübung ihres
Dienstes durch familiäre Verhältnisse gehindert 
war in den Ruhestand versetzt, ohne zuvor ihren 
Die�st wieder aufgenommen zu haben, so sind bei 
der. Berechnung des Ruhegehaltes die zuletzt be­
zogenen Dienstbezüge vor Beginn der Freistellung
zugrundezulegen. Absatz 2 findet entsprechende An­
wendung.

§ 11

§ 27 der Pfarrbesoldungsordnung wird wie folgt ge­
ändert und ergänzt:

(1) Absatz 1 Buchstabe 1b erhält folgende Fassung: 
b) die Zeit einer Tätigkeit als Pfarrer oder Kirchen­

beamter innerhalb der Evangelischen Kii;che der 
Union, einer Gliedkirche des Bundes der Evan­
gelischen Kirchen in der Deutschen Demokra­
tischen Republik oder einer .Gliedkirche der
Evangelischen Kirche in Deutschland sowie
Dienstzeiten als Pfarrer, die er hauptberuflich
im Dienst von missionarischen, diakonischen
oder sonstigen kirchl. Werken und Einrichtun­
gen innerhalb des Bundes der Evangelischen
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Re­
publik verbracht hat.

. (2) Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 
c) Zeiten der Freistellung für einen anderen kirch­

lichen Dienst oder für eine im kirchlichen Inter­
esse liegende Aufgabe.

· (3) De.r bisherige Buchstabe c wkd Buchstabe d, der
bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e -und der 
bishel)ige Buchstabe e wird Buchstabe f. 

(4) Absatz 1 wird wie folgt ergänzt:
g) Zeiten des Schwangerschafts- und Wochen,

urlaubs
h) Zeiten, während derer Mütterunterstützung ge­

zahlt wurde.

(5) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
(2) Dienstzeiten, die nach § 9 nicht berücksichtigt

Wlllrden, sind auch nicht ruhegehaltsfähig.

§ 12

§ 30 der Pfarrbesoldungsordnung erhält folgende Fas­
sung:
Als ruhegehaltsfähige Dienstzeit können ganz oder teil­
weise berücksichtigt werden, die nach Vollendung des 
siebzehnten Lebensjahres verbrachten Zeiten 
a) einer praktischen Tätigkeit oder einer Hoch- und

Fachschulausbildung, sofern diese Tätigkeit oder
Ausbildung für den Dienst eines Pfarrers vorge-
schrieben oder förderlich war

b) einer für die Ausbildung an einer Predigerschule 
oder einer entsprechenden Ausbildungsstätte vor­
geschriebenen Berufsausbildung

§ 13,
§ 32 der Pfarrbesoldungsordriung erhält folgende Fas­
sung: 

Zeiten gemäß § 12 sind nicht r);lhegehaltsfähig 

§ 14 
§ 36 Absatz 3 der Pfarrbesoldu�sordnung erhält fol­
gende Fassung:
(3) Die noch nicht gezahlten Teile der Dienstbezüge

für den Sterbemonljlt können statt an di� Erbeh 
an den überlebenden Ehegatten oder die Abkömm­
linge gezahlt werden.,

§ 15
§ 37 Absatz 1 Satz 1 der Pfarrbesoldungsordnung erhält 
fo1gende Fassung:
Der überlebende Ehegatte und die Kinder eines Pfar­
rers sowie die von ihm an Kindes Statt angenommenen 
Kinder erhalten Sterbege1d in Höhe des Zweifachen 
der monatlichen Dienstbezüge des V,erstorbenen. 

§ 16
· § 50 der· -Pfarrbesoldungsordnung erhält folgende Fas­
sung: 
Einern aus dem Dienst entlassenen oder aus dem Dienst '
ausgeschiedenen Pfarrer oder einem elemaligen Pfar­
rer, der den Anspruch auf Ruhegehalt infolge diszipli­
narischer Entscheidung verloren und bei Eintritt des 
Versorgungsfalles keinen Anspruch auf Rente oder
Versorgung "nach s.taatlichem Recht erlangt hat, kann 
die kirchliche Aufsichtsbehörde .auf Antrag einen wider­
ruflichen Unterhaltsbeitrag in Höhe von fünfzig vom
Hundert des Ruhegehaltes ,gewähren, das er zum Zeit­
punkt der Entlassung oder des Ausscheidens aus dem
Dienst erdient hätte.

§ 17
§ 51 Absatz 1 der Pfarrbesoldungsordnung erhält fol­
gende Fassung:
Ü) Hinterbliebenen der ,in den §§ 49 und 50 genannten 

ehemaligen Pfarrer können widerrufliche Unter­
haltsbeiträge bewilligt werden, wenn sie keinen 
eigenen Rentenanspruch oder keinen Anspruch auf 
Hinterbliebenenrente oder kein edgenes Einkommen 
haben. Die Unterhaltsbeiträge sind nach den .�ün­
dertsätzen des Witwen- und Waisengeldes zu be­
rechnen. Das dabei zugrunde zu legende Ruhe­
gehalt darf die in den §§ 49 und 50 vorgeschriebe­
nen Höchstsätze des Unterhaltsbeitrages nicht über­
steigen. 

§ 18
(1) § 53 Absatz 3 der Pfarrbeso1dungsordnung erhält

folgende Fassung:
Hinterläßt eine im Amt, Wartestand oder Ruhe­
stand verstorbene Pastorin einen Witwl:!r, der kei­
nen Anspruch auf Rente oder Versorgung oder kein 
eigenes Einkommen hat, kann ihm die kirchliche 
Aufsichtsbehörde auf Antrag einen widerruflichen 
Unterhaltsbeitrag gewähren. Der Unterhaltsbeitrag
soll nicht unter den vom Rat für Witwen bestimm­
ten Mindestversorgungsbezügen liegen · und darf

. sechzig vom Hundert des Ruhegehaltes, ·das die
Verstorbene erhalten hat oder erhalten hätte,, wenn
sie am Todestag in den Ruhestand getreten wäre, 
nicht übersteigen. 

(2) 'Der bisherige § 53 Absatz 3 Pfarrbesoldungsord­
nung wird § 53 Absatz 4. , 
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§ 19
§ 60 der Pfarrbesoldungsordnung erhält folgenden Ab-, 
salz 4: 

· (4) Erwirbt eine Pastorin ,im Warte- ode):' Ruhestand
einen Anspruch auf Witwengeld, so erhält sie da:,­
neben ihr. Wartegeld oder Ruhegehalt bis zum 
Erreichen der in Absatz 2c bezeichneten Höchst­
grenze. Die Gesamtbezüge dürfen nicht hinter War­
tegeld oder Ruhegep.alt dßr Witwe zurückbleiben. 

§ 20
(1) Diese Verordnung tritt am 1. 7. 1985 in Kraft Für· 

die Gliedkirchen wird sie vom Rat in Krnft gesetzt,
nachdem diese jeweils zugestimmt haben. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten 
folgende Regelungen . außer Kraft:

· a) Verordnung über die Besoldung .und Versqrgung
der Pastorinnen in der Evangelischen Kirche der 
Union (Pastorinnenbesoldungsordnung) vom 
20.4.1983 

b) Verördnung über die Besoldung und Versorgung 
der Prediger in der Evangelischen Kirche der
Union (Predigerbesoldungsordnu:p.g) vom 13 .. 10.
1964 in der Fassung der _3. Änderungsverord­
nung vor

n 

3. 12. 1975
c) Verordnung über die Besoldung und 'Versor­

gung der Pastoren und Pastocinnen im Hilfs­
dienst in der Evangelischen Kirche der Union 
(Hilfsdfenstbesoldungsordnung) vom 4. 3. 1969 in 
der Fassung der.· 3. Änderungsverordnung vom 
3.12.1975 und der Verordnung zur Änderung 
der Hilfsdienstbesoldungsordnung vom 20.4.1983

(3) Die B�timmung der ·Predigerbesoldungsordnung 
bleiben. für Prediger, die zum Zeitpunkt des In- ,
krafttretens dieser Verordnung nach. den geltenden 
besoldungsrechtlichen Vorschriften noch nicht das
Pfarrergehalt gemäß Pfarrbesoldungstabelle erhal­
'ten, weiterhin in Kraft.

(4) Die Bestimmungen der Hil:ßsdienstbesoldungsord­
nung bleiben für die Besoldung der Pastoren und 
Pastorinnen, die sich ·zum Zeitpunkt des Inkraft,­
'tretens dieser Verordnung im Hilfsdienst befinden,
weiterhin in Kraft.

(5) Die nach den in Absatz 2 genannten Bestimmungen
berechneten Besoldungsdienstalter vverden nicht ge-
ändert. 

(6) Di.e Bezüge der bei Inkr,afttreten diese,r Verordnung 
vorhandenen Versorgungsempfänger richten &ich 
nach .dem bisherigen Recht.

Berlin, den 12.6.1985 
Der Rat 

der Evangeliscli.en Klirche der Union 
- Bereich DDR .:.,. .

gez.: Dr. Forck 

Beschluß 
zur Änderung besoldungsrechtlicher Beschlüsse 
des Rates der Evangelischen :Kirche der Union. 

-'- Bereich DDR -

vom 12.6.1985 

I. Der Beschluß 1/83 vom 20. 4. 1983 wird wie folgt
geändert:
1. Im Satz 1 ist an die Stelle von ,,§ J Absatz 2 

und § 4 Absatz 2 der Pastorinnenbesoldungsord-

nung" zu setzen ,,§ 22a Absatz 2 und § 22b Ab­
satz 2 der Pfarrbesoldun�ordnung". 

2. Abschnitt III ist ersatzlos zu streichen.

II. Der Beschluß A vom 13.10.1964 in der Fassung 
vom -23. 4.1982 ,wird wie folgt geändert:
1. In Abschnitt I!I wird als neuer Absatz 1 ein­

gefügt:
(1) Ruhegehaltsfähig ist die Dienstzeit als Hilfs­

ptediger bzw. Pastor im Hilfsdiepst oder die 
vom Anwärter. des Predigeramtes abzu­
leistende Probedienstzeit innerhalb der 
Evangelischen Kirche der Union, einer 
Gliedkircli.e des Bundes der Evangelischen 
Kirche .in der DDR oder einer. Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

2. Der bisherige Absatz 1 des Abschnittes III wird
Absatz 2 und der bisherige Absatz 2 Wird Ab­
satz 3.

III. Dieser Beschluß tritt zusammen mit der 8. Ver­
ordnung vom 1. 7 .1985 zur Änderung der Verotq.­
nung über die Besoldung und Versorgung _der Pfar­
rer in der Evangelischen Kirche der Union (Pfarr­
besoldungsordnung) in Kraft.

Berlin, den 12. 6. 1985 

Der Ra,t 
der Ev�ngelischen Kdrche 

der Union 
- Bereich DDR -

gez.: Dr. Forck

Beschluß l/83 
in der ab 1. Juli 1985 geltenden Fassung 

1 

Gemäß § 22a Absatz 2 und § 22h; Absatz 2 der Pfarr­
besoldungsordnung beschließt der Rat: 

I 
Das Schw,apgerschafts- und Wochengeld wird in Höhe 
der zuletzt gezahlten Nettobezüge gewährt. 

II 
1. Die monatliche Mütterunterstützung beträgt für 

Pastorinnen 
mit 2 Kindern 
mit 3 K:indern 
mit 4 K,indern 
mit 5 und mehr Kindern 
der zuietzt. gezahlten Nettobezüge. 

'75% 
800/o 
85% 
90%' 

Der Mindestbetrag der monatlich�n Mütterunter­
stützung beträgt für vollqeschäftiigte Pastorinnen 
mit 2 Kindern 300,� M 
mit 3 und mehr Kindern 350,- M. 
Pastomnnen, die 'vor dem Beginn des Schwanger­
schaftsurlaubes teilbeschäftigt waren, erhalten die 
vorstehenden Mindß5tbeträge anteilig .. 

2. Pastorinnen erhalten be'i Aushilfstätigkeit im kirch­
lichen Dienst weiterhin ungekürzte Mütterunter­
stützung, wenn zusammen mit dem Einkommen aus 
der Aushilfstätigkeit 100 % der zuletzt gezahlten
Nettobezüge nicht überschritten werden.
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3. Der· Antrag auf ,Zahlung der Mütterunter.stützung
ist schriftlich bei dem Konsistorium (LahdeSkirchen­
rat) zu st�llen ..

Berlin, den 2_0. 4. 198_3 
Der Rat 

der Evangelischen. Kirche 
der Union• 

.;.;. Bereich DD;R -

gez.: Kl'jlmE:r 

VERORDNUNG 
. . . . 

1 . . . . . . 
über die Besoldung und· Versorgung· der Pfarrer , 

in der Evangelischen.Kirche·der Union_ 
Pfarrbesoldungsordnung 

Vom 13. Oktober 1964 in der F'assung der 1. Ä�de'­

n.mgiwerordnung vom r. 4.1969, der 2. Änderungsver-.
ord'nung vom 11. 7.·-1972, der 3. Änderu�verordnung
vom 3.12.1975, _der 4. ,\nderuogsverordnung vom 4. L
1978, der 5. Ände:rungsverordnun.g vom 2. 4. 1980, der
6, Änderungsverordnung vom 3. 9. 1980, der: 7. Ände­
rungsvero;rdn:ung vom 23. 4. 1982 und der 8. Anderungs­
verori,i.nung vorn 12 .. 6.1985

Inhaltsver�imnis 

I. Einleitende Vorschriften
II. Besoldung

1. Grundgehalt
2. Besoldungsdienstiilter
3. Zulagen zum Grundgehalt
4. örtLicher, Sonderzuschlag
5. DienstwohnuJlg

III. Schwangerschafts-· und· WochengeLd

IV. Mütterunterstützung
V. Versorgung

1. Allgemeine Vorschriften
2. Wartegeld und Ruhegehalt

a) Berechnungsgrundlagen·
b) Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge
c) . Ruhegehaltsfähige Dienstzeit
d) Höhe des Wartegeldes
e) Höhe des Ruhegehaltes

3. Hinterbliebenenversorgung
a) Sterbemonat
b) Sterbegeld ··
c) Witwen- und 'Waisengeld
d) Bezüge bei Verschcilleriheit

5. Unfällfürsorg-e
6, Unterhaltsbeitrag! 

7. Zusicherung von Versorgungs­
bezügen in besonderen Fäl1et1

8. Gemeinsame Vorschriften
·für die Versorgung
a) Zahlung der Versorgiungsbezüge
b) Ruhen der Versorgungsbezüge
'C) Zusammentreffen

mehrerer Versorgungsbezüge 
d) Erlöschen der Versorgungsbezü.ge
e) Pflichten

VI. Gemeinsame Vorschriften für
Besoldung und Versorgung,

. ' ' 

VU. Obergangs- und Schlußvorschriften 

§§ 
1-,- 2 

·a

4- 5
6-12

13-:14
15 

16-19
22a
22b

23-66
23

24-35
24

25-26
27-32

33
34-35

, 36::..44
,36 
37 

38--43 
44 

46-48
49-53

54-56

60-61a
62-64
65-66

67-70
71-75

Auf Grund des Artikels 15 Absatz 3 der Ordnung 
der Evangelischen Kirche der Union wird folgende_ 
Pfarrbesoldungsordnung erlassen: 

I. ' Einl�tende Vo!!schriften

§ 1
(1) Pfan;-er im Sinne dieser Ordnung sind unbeschadet

ihrer l>tenstbezeichnung alle · Männer und Frauen,
für die ·eiri Dienstverhältnis auf Lebenszeit durch
Berufung zum Pfarrer in einer G,Uedkirche der
EvangeMschen Kirche der Union oder. in der Evan­
gelischen Kirche.der U11ion begründet wird, dl.lrch
Entsendung 'in eine Pfal"llStelle
a) einer· Kirchengemeinde
b) eines Kirchepgemeinde- oder Synodenverbandes·
c) eines KirchenkreiseS
d) einer G liedkiirche. oder
e) der Evangelischen Kir.ehe · der. Union
oder Obertragung _einer der genannten Pfarrstellen. 
Sie erhalten Besoldung und Versorgung nactl Maß-
gabe dieser Ordilltlng. 

(2) Inwieweit die Besoldtingsbestimmungen· der §§·3--
22b dieser Pfarrbesoldungsordnung auch auf Pfar­
rer 'a�zuwE:nden sind, die v<;>n einem anderen als
dem in Absatz 1 genannten Rechtsträger angestellt
sind; bestimmt sich nach ihrem Dienstvertrag. D1e
Gewährung einer kirchlichen. Versorgung an· solche
Amtsträger re�elt sich nach den Vorschriften der
§§ 54 b�s 56,

§ 2
(1) Die Besöldupg des Pfarrers, die Sterbemonats.- und

Sterbegeldbezüge für einen .im Amt verstorbenen
Pfarrer sowie die Unfallfürsorgeleistungen werden
von der Anstellungskörperschaft (K'.irche.ngemeinde;
Kirchenge�ein�- oper Synoda)..verband, Kirchen­
kreis, Gliedkirche, Evangelische' Kdrche de:r Union)
getragen.·

(2) Ist ein Pfat�er, der von einer der. in Absatz 1 be-,
· zeichneten Anstellungskörperschaften auf Lebenszeit
· angestellt war, aus Gründen, die er nach der
· kirchlichen Ordnung_ nicht zil __ vertreten hat; ·vor­

übergehend, außer Amt und hat er keine Besol­
dungsansprüche, gegen seine, bi.sfü�r1ge od�r, eine_
neue Anstellungskörperschaft, so werden seine Be­
züge von der G liedk.irche getragen; zu der seine .
letzte Anstellungskörperschaft gehört.

(3) Die Versorgungsbezü.ge (Wartegeld, Ruhegehalt,
Witwen- und Waisengeld, Unt.erhaltsbeitrag) trägt
die G,liedkirche, in deren Dienst der.Pfarrer zuletzt
gestanden hat.· Für Pfarrer, die im unmdtte,lparen

· Dienst der Evangelischen Kirche der Union gestan­
den b.aben,yträgt diese die Versorgungsbezüge. Die
Evangelisch� Kirche der· Union und die Gliedk.ir„
chen können eine vertragliche·Regelung treffen, um

. die Versorgungsf>ezüge ganz oder teiiweise durch
eine. Rentenzahlung seitens der· Staat1ichen Ver�
sicherung der Deutschen Demokratischen Republik
zu sichern. Beiträge auf _Grund einer. solchen ver�
traglichen Regelung sind aus k,frchlichen Mitteln
ai,rfzilbringen; Der Anspruch ,auf kirchl.iche Ver­
sorgung wird durch den Abschluß einer vertrag­
lichen Regelung nicht berührt ..

(4) Ist der Pfarrer ,infolge eines Dienstunfalles dienst:.
unfähig geworden und In <le·n · Ruhestand. getreten,
so trägt die Gliedkirche neben dem Urifallruhe­
gehalt auch die nach dem Eintritt in den Ruhestand
fällig werdenden sonstigen Fürsorgeleistungen. Die
O:liedkirche trägt ferner die Unfallhinterbl,iebenen­
versorgung.
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II. Besoldung 

§ 3 
. 

. 
, · ,  

(1) Die Besoldung des Pfarrers b�teh� aus 
a) Grundgehalt 
b) Zul�gen '' ZUIIl Grundgehalt nach Maßgabe der· 

§§ 13 und 14
c) einer 'Dienstwohnung od�r, wenn solche nicht 

vorhanden.ist. einer angemessenen Mietentschä­
digurig,

{2), Bei Vorliegen eines Teilbeschäftigungsverhältnisses 
werden Grundgehalt und Zulagen zum Grundgehalt
anteilmäßig gezahlt. 

- · 

(3) Für die Zeit, i.n der eine Pastorirt toµi Dienst frei­
gesteUt wird, . weil sie an der vollen Ausübung
ihres Dienstes durch familiäre Verhältnisse' gehin­
dert ist� wird keine Bes�ldung · gewährt.

. (4) Für die Zeit der Freistellung vom Dienst nach der 
Geburt eines Kindes im Anschluß an den Wochen­
urlaub\ wird keine Besoldung gewährt.

1. G r u ndg e·ha l t

§ 4
(1) Das . Grundgehalt·. steigt vom Beginn des Besol­

dungsdienstälters an iri Dienststufen von. drei' zu 
drei Jahren bis zwn Erreichen des Endgrundge­
•haltes, 

(2) Das Grundgehalt der nächsthöheren Dienstalters� 
stufe w,ird vom Ersten des Aufstie,gsmonats an 
gezahlt. 

· · · 

f3)' · Die Höhe de� Grundgehalt Wiird in-der J3esoldungs­
tabelle geregelt (§ 67). , 

§ 5
Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Dienstalters­
stufen ruht, solange der Pfarrer vorläufig des Dienstes 
enthoben Worden .ist. Führt ein Disziplinarverfahren zur 
Amtsenthebung oder Entfernung an�s dem Diens,t, so 
erlischt der Anspruch auch für die Zeit des Ruhens. 

.(1) 

2. B e s  ci 1 du n-g s d i e nst alt e r

§ 6
Das Besoldµngsdienstalter beginnt. vorbehaltlich 
der §§, 7 ·hi.s 11 . am Ersten des' -Monats, in dem der 
Pfarrer das dreiundzwanzigste Lebensjahr voll-
endet hat. 

· · 

(2) Bei Wieder,aufnahme des Dienstes nacli. beendeter
Freistellung ist das . Besoldungsdienstalter neu zu
berechnen; 

. . . 

(3) Das Besoldungsdienstatter wird durch die kirchliche
Aufsichtsbehörde festgesetzt. Dem ,Pfarrer ist die
Bereclm�g . und Festseµung seines Besoldungs­
dieristalters schrdft1ich rp,itzuteilen.

§ 7
(1) Der Beginn des, Beso1dµ.ngsdiemtalters wird um

die Hälfte der Zeit hinausgeschoben, die zwischen 
dem Tag der. Vollendung des dreiundzwanzigsten 
Lebensjahres· und dem Tag liegt, von welchem an 
der Pfarrer .die Besoldung 7JU erhalten hat. 

(2) Von dem Zeitr1:1,um, um dessen Hälfte der Beginn 
des Besoldungsdienstalters natjl · Absatz 1 hinaus­
zuschieben ist; werden abges�tz�

a) dde nach Vollendung des siebzehnten Lebens­
:jahres verbrachte Mindestzeit der außer der all­
gemeinen Schulausbildung · vorgeschriebenen 
Ausbildun g (Studium, Vikariatszeit; übliche Prü­
fungs�eit), soweit sie drei Jahre übersteigt 

b) die nach Vollendung des siebzehnten Lebens­
jal).re.s verbrachten Zeiten einer für die Aus­
bildung an einer Predigerschule oder einer ent­
sprechenden. Ausbildungsi;itätte vorgeschriebenen
Berufsausbildung -

c) nach.Vollendung deS zwanzigsten Lebensjahres
liegenden Zeiten einer Täµgkedt im -kirchlichen 
oder .· so�stigen Dienst nach Maßgabe der §§ 8 
und 9 

d) Zeiten des. Schwangerschafts- und Wochen-
urlaubs.

Der Rat bestimmt, welche weiteren Zeiten abzu­
setzen sind. Derselbe Zeitraum darf nur einmal 
abgesetzt werden . 

(3) Wird di� allgemeine Schulbildung durch eine an­
dere Art der Ausbildung ersetzt, sosteht diese der 
Schulbilduri� gleich.

§ 8 ·. 
Bei Anwendu11g des § 7 Absatz 2c wird ein Dienst, der 
der Tätigkeit eines Pfarrers gleizubewerten ist, in 
vollem Umfange berücksichtigt. Eine ·. nicht gleichzu­
bewertende Tätigkeit kann ganz oder,teilweise berück­
sichtigt werden, wenn die Tätigkeit für den Dienst des 
Pfarrers förderlich war. 

§ 9 
(1) Bei Anwendung des § 7 Absatz 2c werden nicht

. berücksichtigt:
a) Dienstzeiten- in einem: Dienstverhältnis, das

durch .Entlassung, Ausscheiden 'oder Entfernung
a�s · d;m· ·01enst be�Ildet.·

· word�n ist.
b) Dienstzeiten in einem Arbeitsrechtsverhältnis,

,das aus einem vom Beschäftigten zu vertreten­
den. Grunde mit sofortiger. · Wirkung beendet
w9rden i.st.

(2) Ausnahmen von den Vorschriften des Absatzes la
und 1 b können zugelassen werden.

§ 10
Kirchlicher Dienst im· Sinne des § 7- Absatz 2c ist auch 
der. Dienst in · m1.ssionarischen, · diakonischen oder son­
. stigen kirchlichen We.rken und Einrichtungen ohne 
Rücksdcht. auf deren Rechtsform. 

§ 11 
Die Zeit, uni die der Beginn des · Beso1dungsdienst:­

alters·. nach. § 7 hinauszuschieben ist,· ·wird auf volle 
Monate abg�ntnde:t. 

§ 12
Das· Besoldungsdienstalter eines Pfarrers, dem wegen 
schuldhaften Fernbleibens vom Amt der Anspruch auf 
_Dienstbezüge aberkannt ist, wird um die Zeit dl!S Fern­
bleibens .hinausgeschoben. Für die: Berechnung gilt § 11 
entsprechend. · · 

3,, Z u 1 a g e n z um G r u n d g e h a·l t 

§'13
Die Gliedkirchen sind ermächtigt, den Inhabern einer 
Pfarrstene :von besonderer gliedkirchlicher Bedeutung 
ruhegehaltsfähige oder nicht ruhegehaltsfähige Zulagen 
zum Grundgehalt zu gewähren. Das gleiche gilt hin­
sichtlich der Grundgehaltszulagen für Träger eines lei­
tenden geistlichen Amtes, sofern sie Inhaber einer 
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Pfarrstelle sind. Enl;li!prechende:s gnt für die gesamt­
kirchlichen Pfarrstellen der Evangelischen Kirche der 
Union. 

§ 14 ·
(1) Die Superintendenten erhalten für die Dauer ihres

Superintendentenamtes von :ihr�r Kirchengemeinde
eine Zul�ge zum Grundgehalt in der in der Be­
soldungstabelle �estgesetzten Höhe.

(2) Die Superintendenten erhalten ferner. für die
Dauer ihres Superintendentena:mtes von det Glied­
kirche eine Eplioralzulage in der in der Besoldungs-
tabeile festgesetzten Höhe. · 

4. ört1i che'r S o n d er·z usc h l a g

§ 15
(1) Die Pfarrer mit dienstlichem Wohnsitz in Berlin

erhalteu einen örtlichen Si:mderzusch1ag von drei
vom Hundert des Grundgehaltes einschließlich der

. fuhegehaltsfähigen Zulagen zum Grup.dgehalt. 
(2) Zu der .Ephoralzulage wird ein örtlicher Sonder­

zuschlag nicht ge"ll'vährt.

,5. Diens:tw o h nun g 

§'16
(1) Die Dienstwohnung ist in einem Pfarrhaus, oder,

WO ein. solches nicht vorhanden ist, . tnöglrichst in
einem anderen kirchlichen Gebäude· .zu gewähren.

(2) InwieWfit der �farrer verpflichtet ist, zur Untet:­
haltung seiner Dienstwohnung und zu deri damit
verbundenen · Lasten beizutragen, bestimmt sich
nach den für die Nutzung und Instandhaltung der
kirchlichen Dienstwohnungen erlassenen gliedkirch­
Iichen Vorsc

h

riften. oder in . Ermangel,ung solcher
Vorschriften nach' der 'örilichen Übung.

§.17
(1)' Die bienst'\Vohnung soll der A:rntsstellung·des Pfar­

rers und der Eigenart des pfari'amtlichen Dienstes, 
der in Verkündigung; Seelsorge ui1d Lehrtätigkeit 
besteht 1.1nd deshalb überwiegend geistige Arbeit 
in der StjÜe verlangt, entsprechen. Außerdem sind 
die örtlichen . Verhältnisse . uncj. der Familienstand 
des Pfarrers zu berücksichtigen. 

(2) Der. Pfarrer muß sich ol)ne Entschädigung zeitlich
bedingte Einschränkungen des .Wohnraums gefallen
lassen.

(3) Als Zubehör zur Dienstwohnung solrnach Möglich:­

keit auch ei'n. angemessener Hausgarten bereitge-
stellt w�rden.

(4) Amtszimmer, Archiv.-, Unterrichts:-, Verwaltungs­
und · andere den ·· kirchlichen· Zwecken dienende
Gemeinderäume gehorennicht zur Pfarrdienstwoh-­
i:iung. Sie sind als Diensträume d�r Kircheng�­
meinde in erforderUchem U�fange bereitztisteflen.

§ 18
(1) Ergeben sich Zweifel über die Angeme.ssenheit oder

den Umfang . der Pfarrdienstwohnung nebst Zu­
behör oder über die Nutzung der hierfür nicht be­
nötigten Räume im Pf�rhaus, So entscheidet hier­
über der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium).
Gegen seine Entscheidung jst die Anrufung des
Kreiskirchenrates möglich .. Zur · Vermietung oder
Verpachtung einzelner Teile der Dienstwohnung

oder von Zubehör ist der Pfarrer nur mit Geneh­
migung des Ge�indekirchenrate�. (Presbyterium) 
und der kirchlichen Aufsichtsbehörde befugt. 

(2) Die Erklärung einer Wohnung .zur Dienstwohnung,
die Veränderung des Umfange$ oder die Einziehung
einer Dienstwohnung oder von Teilen einer solchen

· oder von Zubehör• ist nur mit Genehmigung der'
kir<:Jilichen Äufsichtsbehörde _Zlllläss,ig;

§ 19
(l) Ober die Höhe der Mietenfschädi.gung (§ 3c) be­

schlieijt die Anste}Jungskörperschaft. Der Beschluß
bedarf der Genehmigung der kirchlichen' Aufsichts-
behörde. · · · 

(2) Anstelle einer vorhandenen Dienstwohnung kann
mit Genehmiguhg der k.irchlichen AufslchtsbeMrde

ausnahmsweise eine angemessene Mietentschädigung
gewährt Werden ·

§§ 20 bis 22
finden ab l. Januar 1976 keine .Anwendung, mehr . 

. III. Schwangerschafts„ und Wochenge1d 

. § .. 22a 
(1) Während des Schwangevschafts- und Wochenur­

laubs'. erhält' die Pasi�rin Schwangerscllafts- und
Wocheng-eld.

(�) Das Nähere bestimmt der Rat. 

IV. Mütterunterstützung

§ 22b
(1) Eine Pastorin, die im Anschluß an den Wochen­

urlaub für d{l-8 zweite und
. 
jedes weitere geborene

Kind vom :Qienst freigestellt 1wird, um ihr zuletzt
geborenes Kind in häuslicb,er Pflege selbst betreuen
zu können, erhält auf Antrag. für die Dauer der
Freistellung, längstens bis zum Ende d� ersten
Lebensjahres· des zweiten Kindes und längstens
bis zum Ende des 18. Lebensmonats des dritten und
jedes weiteren. K.indes. eipe Mütterunterstützung.

(2) Das Nähere bestimmt der Rat. 

V. �rsorgung

l. Allg e mei ne Vo r.s c h r i f t e n

§ 23
(l) Die Versorgung umfaßt ·

a) Wartegeld
b) Ruhegi'1,alt
c) I:i�nterbliebenenversorgung
d) Unfallfürsol'.ge ·
e) · Unterhaltsbei\rag

(2) Tritt. der Versorgungsfall infolge eines Eredgnisses ··
ein, auf Grund dessen dem Pfarrer wegen Aufhe­
bung oder Minderung der. Erw1;irbsfijh..igk�t oder • ·
seinen versorgungsberechtigten I:iinterbLiebenen
.wegen Verlustes des. Rechtes auf Unterhalt ein ge­
setzlicher Schadenersatzanspruch gegen Dritte zu­
steht, so wird die Versorgung nur gewährt, wenn
diese.r Anspruch bis zur .Höhe d.er entsprechenden
·versorgungsleistungen abgetreten wird. In diesem
Falle sind der Pfarrer oder seine HinterbÜebenen
von Amts wegen atJf die Rechtsfolgen einer unter-

. lassenen Abtretung hinzuweisen,
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2. W a r t e ge ld u nd R u h egeh alt 
.� 

a) B 
1

e r e ch nun g s g r und 1 a g e n  1 

§ 24

Das Wartegeld und das Ruhegeha1t werden auf der 
Grundlage der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge und 
der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit berechnet. 

b) R u h e  g e h.a 1 t s f ähig e Die n s t b e z ü ge

§ 25
(1) Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge siind 

a) das Grundgehalt, das dem Pfarrer zmletzt zu­
gestanden hat, 

b) ein an die Stelle der Dienstwohnung tretender
Ortszuschlag, des.sen Höhe in der Besqldllngs­
tabelle festgesetzt wird 

c) die ruhegehaltsfähigen ZuLagen gemäß §§ 13 und
14 

d) für die Versorgungsempfänger mit Wohnsitz in
Berlin tritt zu .dem Grundgehalt, das der Be­
rechnung · der r,uhegehalt_sfähigen Dienstbezüge 
zugrunde liegt, einschließlich der ruhegehalts­
fähigen Zulagen nach den §§ 13 und 14 Absatz 1 
ein örtlicher Sonderzuschlag in Höhe von drei
vo,m Hundert. 

(2) Bei Vorliegen eines Teilbeschäftigungsverhältnisses 
sind bei der Berechnung des Ruhegehaltes die zu­
letzt • bezogenen Dienstbezüge ,zugrundezulegen. 
Wurde das Teilbeschäftigungsverhältnis vor we­
niger als 5 Jahren vor Eintritt in den Ruhestand 
begründet, sind bei mindestens 20 Jahren Vopbe­
schäftigung vor der Begründung des Teilbeschäfti­
gungsverhältnisses die Dienstbezüge .in voller Höhe 
zugrundezulegen.

(3) Wird eine Pastorin, die vom Dienst freLgestellt 
'wurde, weil sie an der, vollen Ausübung ihres
Dienstes durch familiäre Verhältnisse gehindert 
war, in den Ruhestand ver,5etzt, ohne zuvor ihren 
Dienst wieder aufgenolllil1en zu haben, so sind bei 
der Berechnung des Ruhegehaltes die zuletzt be­
zogenen Dienstbezüge vor Beginn der Freistellung 
zugrundezulegen. Absatz 2 findet entsprechende 
Anwendung. 

§ 26

(1) Der bei der Berechnung zugrunde zu Legende Orts­
zuschlag (§ 25) richtet sich nach dem Wohnsitz. 

(2) Ändert sich der Wohnsitz und ist für den neuen 
Wohnsitz ein anderer Ortszuschlag zu zahlen, so 
wird der neue Ortszuschlag vom Ersten des Monats
an gezahlt, der auf die Ändel'Ullg folgt, Tritt die
Änderung am Ersten eines Monats ,ein, so wird der 
neue Ortszuschlag schon für diesen• Monat gezahlt. 

c) R ulie geh a l tsfähige Diens tze i t 

§ 27

(1) Ruhegehaltsfähi.ge Dienstzeiten sind 
a) die Zeit im kirchlichen Dienst vor der zweiten 

theologischen Prüfung vom Tage der Einweisung 
in das Lehrvilmriat an, jedoch ,in der Regel nur 
bis zur Dauer von drei Jahren· 

b) die Zeit einer Tätigkeit als Pfarrer oder Kirchen­
beamter innerhalb der Evangelischen Kirche der
Union, einer GLiedkirche des Bundes der Evan­
gelischen Kirchen in der Deutschen Demokra­
tischen Republik oder einer GLiedldrche der 

Evangelischen Kirche in Deutschland sowie 
Dienstzeiten als Pfarrer, die er hauptberuflich 
im Dienst von missionarJschen, diakonischen 
oder sonstigen kirchlichen Werken und Einrich­
tungen 'innerhalb des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Re­
publik verbracht hat 

c) Zeiten der Freistellung für einen anderen kirch­
lichen Dienst oder für eine i,m kirchlichen Inter­
esse liegende Aufgabe 

d) die Zeit des Wartestandes, soweit dies nicht nach
§ 10 Absatz 3 Satz 3 des Disziplinargesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11.
März ,1955 (Amtsblatt der Evangelischen Kirche 
in Deutschland Nummer 59) ausgeschlossen ist 

e) die Dienstzeit als. Hilfsprediger oder Pfarrer, die' 
er hauptberuflich im Dienst von missionarischen, 
diakonischen oder sonstigen kirchlichen Werken 
und Einrichtungen innerhalb der EvangelJschen 
Kirche in Deutschland verbracht hat

f) die Dienstzeit als Hilfspredig'er oder Pfarrer
in einer ausländisclien evangelischen Kirchen­
gemeinde, die der. Evangelischen Kirche in 
Deutschland oder einer ihrer Gliedkirchen an„ 
geschlossen . ist. Die Zeit, •eines entsprechenden 
Dienstes· bei einer anäeren ausländischen Kir­
chengemeinde oder Missionsgesellstjlaft kann
ganz oder teilweise als ruhegehaltsfähig aner­
kannt werden.

g) Zeiten des Schwangerschafts- und Wochenur­
laubs

h) Zeiten, während derer Müttevunterstützung ge­
zahlt wurde,

(2) Dienstzeiten, die nach § 9 nicht berücksichtigt wur­
den, sind auch nicht ruhegehaltsfähig. 

§ 28, 
Die ruhegehaltsfähige Dienstzeit nach § 27 erhöht sich 
um die Zeit, die ein Pfarrer im Ruhestand_ in der 
vollen Wahrnehmung einer pfarramt1ichen oder gleich­
wertigen Tätigkeit innerhalb der Evangelischen Kirche 
der Union zurückgelegt hat. 

§ 29
(1) Als ruhegehaltsfähig gilt die Zeit, in der ein Pfar­

rer vo.r seiner festen Anstel1ung nach Vollendung 
des _siebzehnten Lebensjahres
a) nicht berufsmäßigen_ Wehrdienst geleistet oder 
b) sich , in Kriegsgefangenschaft befunden hat. 

(2) Der Rat bestimmt, weiche weiteren Zedten als ruhe­
gehaltsfähig gelten,

§ 30 
Als Duhegehaltsfähige Dienstzeit kön,nen ganz oder 
teilweise· berücksichtigt werden,· die nach Vollendung 
des siebzehnten Lebensjahres verbrachten Zeiten 
a) einer praktischen Tätigkeit oder einer Hoch- und

Fachschulausbildung, sofern diese Tätigkeit oder
Ausbildung für den Dienst des Pfarrers vorge-
schrieben oder förderlich war

b) einer für die Ausbildung an einer Predigerschule 
oder einer entsprechenden Ausbildungsstätte vor­
geschriebenen BerufsausbiLdung.

§ 31

(1) Kirchlicher Dienst im Auslande, bei- dem der Pfar­
rer gesundheitsschädigenden klimatischen Einflüs­
sen ausgesetzt war; kann, soweit ·er nach Vollen­
dung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres liegt, 
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bis zum Doppelten als. ru,hegehaltsfähi-ge Oienstzeit 
berücksichtigt werqen, wenn dieser Dienst u,nunter­
broche� mindeste_ns ein Jahr ,gedauert hat. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Pf.arrer, die nach der
besonderen Art ihrer dienst!iichen Verpflichtung er­
fahrungsgemäß der .Gefahr einer vorzeitigen kör­

. perlichen Abnutzung. in erhöhtem Maße ausgesetzt
sind und infolge einer dadurcll bewh::Irten. Gesund"­
heitsschädi,gung vorzeitig, in den · Ruhesta,nd ver-

. setzt werden oder sterben. Die Erhöhung des Ruhe­
gehalts soli in diesen Fällen ,in der Regel zehn voin 
Hundert der ruhegehaltsfähig.en Dienstbezüge nicht 
übersteigen. 

§ 32 

Zeiten gemäß § 12 sind nicht ruhegehaltsfähig, 

d) Höh e :d e s  Wartege l des

§ 33
Das Wartegeld beträgt siebzig vo� 'Hundert der. ruhe­
gehaltsfähigen . Dienstbezi:i-ge. Für j;edes volle und an­
gefangene· Jahr, das eiern Pfarrer ,an fünfundzwanzig 
Jahren rubegehaltsfähiger Dienstzeit fehlt, w'ird das 
Wartegeld um eins vom Huridert d�r ru,h.egehaltsfä­
higen Dienstbezüge niedriger bemessen. Das Warte­
geld beträgt mindestens . fünfzig vom' Hundert der ruhe­
gehalt&fähigen Dienstbezüge, 

e) Höhe d e s  Ruhegeha l t e s

§ 34
' ' 

(I) Das Ruhegehalt beträgt bis zur Vollendung einer 
. zehnjährigen ·ruhegehaltsfähigen Dienstzeit •fünf­

unddreißig vom Hundert und steigt . mit jedem 
weiteren Die.nstj-ahr bis rum vollendeten fün:liund­
zwanzigsten Dienstjahr um zwei vom Hundert, von 
da an i,nn eins vom Hundert ,de.r ruhegehalts­
fähigen Dienstbezüge bis zum Höchstsatz von sieb­
zig vom Hundert .. Ein Rest der. ruhegehaltsfähigen 
Dienstzeit von mehr als 180 Tagen gilt als voll-
endetes, Dienstjahr. · 

(2) Das Ruhegehalt darf nicht hinter einem vorn Rat
zu bestimmenden Mindestsatz (Mindestruheg�halt) 
zurückbleiben. 

§ 35
·' 

Hat ein Pfarrer ein· mit höheren Dienstbezügen ver-
. bundenes kirchliches Amt innerhalb der Evangelischen 

Kirche der Union bekleidet und diese Bezüge min­
destens ein Jahr .lang erhalt�, so wird das Ruhegehalt 
nach den höheren ruh.egehaltsfähigen Dienstbezügen 
und der gesamten ruhegehaltsfähägen Dienstzeit be­
rechnet Das Ruhegehalt . darf Jedoch die ruhegehalts- · 
fähigen :Dienstbezüge des letzten A,.m,tes nicht über­
ste.igen. 

3. H i n t er b l i  e b e n e n v e r s o r g u n g 

a) S t e r b e m o n a t 

§ 36 
(1) Den Erben eines :verstorbenen Pfarrers verbleiben 

für den Sterbemonat die Dienstbezüge des Ver"" 

storbenen und die z�r Bestreitung von Dienstauf­
wandskosten bestimmten Einkünfte.

(2) Bei Pfarrern im Warte- oder Ruhestand sowie bei
ehemaligen Pfarrern tritt an die Stelle der. Dienst-

bezüge das Wartegeld, das Ruhegehalt oder der 
Unterhaltsbeitr:ag. 

(3) Die noch nicht gezah,lten Teile der Dienstbezüge 
für den Sterbemonat können· statt· an die Erben an 
den überlebenden Ehegaiten oder die Abkömm-
lilJge gezahlt werden; · ' • 

b) · S t e r b e g e 1 d

§ 37, 
(1) Der überlebende. Ehegatte und die Kinder eines 

Pfarrers sowie die von ihm. an Kindes Statt an-, 
genommenen Kinder erhalten' Sterbegeld ,in Höhe
des zweifachen der monatlichen Dienstbezüge. des 
Verstorbenen, Die Zur Bestreitung von Dienstauf� 
wandskosten bestimmten Einkünfte entfallen. § 36
Absatz 2 gut entsprechend.

(2) Sind Hiinterb1iebene im Sinn.e des Absatzes 1 nicht
vorhanden, · ·so 'ist Sterbegeld auf Antrag. zu ge­
währen 
a) Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwi­

stern, Geschwisterkind.ern oder Stie:fkiindern, de­
ren· Ernährer der Verstorbene ganz oder über;.. 
wiegend gewesen ist, oder 

b) Personen, die die Kosten der letzten Krankheit·
oder der :Bestattung 'getragen haben, bis zur
Höhe ihrer Aufwendungen. Di.e kirchlicl).e Auf­

.· sichtsbehörde bestimmt, ,an wen das Sterbegeld
zu zahlen oder wie es unter mehrere Berech- ' 
tigte · zu verteilen ist.

c) · W i t w e n - u n d W a i s e n g e 1 d 
/ 

§ 38

· Die Witwe eines im Amt, im Warte- oder Ruhestand 
'verstorbenen Pfarrers erhält. Witwengeld. D�� .gilt 
nicht, wenn · 

, 
, . 

a) die Ehe weniger als· drei Monate gedauert hat und
nach den besonderen Umständen des Falles· die
Annahme gerechtfertigt ist, daß es der alleinige oder
überwiegende · Zweck der Heirat war, der Witwe 
eine Versorgung zu verschaffen, oder

b) die Ehe erst nach .dem Eintritt des Pfarrers in den 
Ruhestand· gesc1llo&Sen woi,den ist Uhd der Pfarrer 
. im· Ruhestand -zur Zeit der Eheschließung das fünf­
undsechzigste Lebensjahr .bereits. vollendet hatte, 

_oder . . 
. c) die eheliche Gemeinschaft · betim Tode des Ptarrers 

durch gerichtliche Entscheidung 811.lf.gehoben war. 

§ 39
·, . _  

Das Witwe11�ld beträgt sechzig vom Hundert des Ruhe­
gehalts, das der Verstol,"bene erhalt.im 'hat oder erhal'.'" 

ten hätte, wenn er am Todestag in den Ruhestand· ge­
treten wäre. Änderungen d�s Min!;lestruhegehalt (§ 34 

., AbSatz 2) sind zu berücksichtigen. 

§ 40 

Die Kinder und eile von · ihm an Kindes Statt ange­
nommenen · Kinder ·eh;ies 1m Amt, lirn Warte- oder 
Ruhestand verstorbenen Pfarrel'i8 erhalten Waisengeld.,

§ 41

(1) Das Waisengeld beträgt für die. Halbwaise zwölf
vom Hundert unq für die Vollwaise zwanzig vom
Hunde.rt des in § 34 bezeichneten ·Ruhegehalts. Än­
derungen des · Mindesruhegehalts (§ 34 Apsatz 2) 
sind zu berück.sichtigen. 
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(2). Wenn die Mutter des K.i�des des Versto�benen 
nicht zum Bezuge von. Witwengeld berechtigt ist 

:. und auch keinen Unterhaltsbeitrag nach den §§ 5� 
. und 53 ,in llö11e des Witwengeldes erhält, wird das 
Waisengeld nach dem Satz ''fi,ir ,Vollwaisen gezahlt. 
Es darf zuzüglicll des UnterMltsbeitrag4'!S den Be­
trag des Witwengeldes und des Waisengeldes nach 
dem Satz für Halbwaisen ,nicht übersteigen. 

'(3) Der Waisengeldanspruch, eines Kindes· wird nicht 
dadurch' berührt, daß es an Kindes Statt ange­
nommen wird. Erwirbt das Kind durch den Tod 
des Annehmenden ei:p,en neuen Waisengeldan-

spr:uch, so erlisch.t der fi'.ühere W'aisengeldanspruch 
, in_ def Höhe, in der �a!! neue Waiisengeld_ge:llahlt

wird .... 
'· . '\ ' ' . ' ' 

(4) Hat ein Kind einen Waisengeldanspruch :soV\'.ohl
aus· c,iem ki.rchlichen .Dienstverhältl1Jis des Vaters

· als auch aus ein4'!m kirchlichen Dienstverhältnis der 
Mutter, so wird nur das hö�ere Waisengeld gezahlt.

;;:. § 42
(l).' Witwen� und Waj.sengeld dürfei;i weder einzeln 

no� zusammen den Betrag.·. des ihrer Berechnung
zugru;nqe ,zu legenden Ruhegel).alts übersteigen. Er­
gibt sich an Witwen• 

. 
µnd W:aiisenge1d 'zus�men

ein höherer Betrag, so werden .die einzelnen Be-

; (2) 

träge irri gleichen Verhältnis gekürzt. 
Nach dem Ausscheiden.einesWitwe'.,i- oder Waisen­
geldberechtigten erhöht sich d,a,; Witwen- ooer , 
Wp�engeld der verbleibenden. B7recht�ten vo� 
Begmn des folgenden II/Ionats .an msoweit, als sie 
nach Absatz i noch nicht < den· vollen Betrag nach 

· § 39 oder 41 erhalten.

§ 43
Die Zahlung des Witwen- µnd Waisengeldes beginnt 
mit Ablauf µes Sterbemonats. K•imfor, die nach diesem 
Zeitpunkt geboren werden, erhalten Waisengeld vom 
Ersten des Geburtsmonats an. 

.

d) B e z ü g e b e i V e r s c h o 11 e n h e.i t

§ 44

(�) Ein verschollener Pfarrer oder Versorgungsemp­
fänger behält den Anspruch auf Dienst- oder Ver­

.. sorgungsbezüge bis zum Ablauf des Monats, in qem 
die KHrchenleitung feststellt, daß .sein Ableben mit 
Wahrscheinlichkeit anz1,mehmen .ist. 

(2j Vom· Ersten des Monats an, der dem li;n 4bsatz 1 
bezeichneten Zeitpunkt folgt, erhalten Personen; die 
im Falle des Todes des VerachoUenen njicli den 
§§ 38. bis 43 VITitwen-' ,oder Waisengel<;! oder nach
deri §§ 51 und .52 einen Uilterhaltsbeitr� erhalten
würden, d-iese Bezüge; Die :E3est,immungeti der §§ 36
und 37 sind in diesem Falle•· Illi.cht anzuwenden.

(3). Kehrt der Verschollene zurück, so_ lebt sein An­
spl"tlcll auf-Dienst� urid Versorgungsbezüge, soweit 
nicht:besondere gesetzliche Gründe entgegenstehen, 
wieder auf. Nachzahlungen an Dienst- oder Ver­
sorgungsbezügen sind län�tens tür die Dauer eirtes 
Jahres zu leisten. Die nach Absatz 2 für den gled-, 

chen Zeitraum gewährten Bezüge sind anzurechnen. 

(4). Ergibt sich, daß der Pfarrer ohne Genehmigung 
schuldhaft .dem Dienst ferngeblieben ist, so können, 
die nach Absatz 2 gezahlten Bezüge von ihm zu­
rückgefordert werden. 

§ 45
iindet ab L Januar 1976 keine Anwendung mehr. 

5, U n f a llf ü r s o r g e 

;§ 46 
(1) Wird ein· ·Pfarrer c:W.rch eitien Dienstunfall verletzt,

so ist d.ieser seiner kirchlichen Aufsiichtsbehörde
· auch bei kleineren Verletzungen unverzüglich anzu­
zeigen. Dem Pfarrer oder seinen Hinterbliebenen

···wird gegen.· Ver71icht auf Schadenersatzansprüche
gegen. seinen Dienstherrn Unfallfürsorge gew;ihrt.
DieVotschrift des § 23 Absatz 2 über die Abtretung
seines gesetzlichen Schadenersatzanspruches bleibt
unberührt.

(2) rl.ie. Unfallfürsorge umfaßt·
a) Heilverfahren

. b), Erstattung von Sachschäden. -und besonderen
Aufwendungen 

c) Unfallausgleich
d) Unfa)lruhegehalt ,oder Unterhaltsbeitrag
e) UnfalihinterbUebenenversorgung

§ 47

(1) Unfallfürsorgeansprüche ·sind innerhalb einer Aus­
schlußfrist voh zwei Jahren nach derri Eintritt' des
Diensfunfalles· bei der kirchlichen Aufsichtsbehörde
des Verlet:tten anzuffielden:

(2} Nach i\blati.f der Ausschlußfrist ist.die Anmeldung 
nur .zu berücksichtigen, wenn seit dem Dienstun­
fall noch nicht zehn Jahre vergangen· sind und 
wenn gleichzeitig glaubhaft gemacht wird, daß eine 
den A:r;ispruch begründende Folge des· Unfalls erst 
später . bemerkbar geworden ist oder daß der Be­
rechtigte yon. der Ve;rfölgung- seiines . Anspruches 
durch außerhalb seines WUlens Liegende Umstände 
abgeh!'llteri worden ist. Die Anineldung muß, nach­
dem eine 'Unfallfolge bemerkbar · geworden oder 
das Hindernis für die Anmeldung weggefallen ist, 
innerhalb einer Frist von drei Monaten erfolgen. 
Die Unfallfürsorge wird in diesen Fällen vom Tage 
der AnmE!ldung ab gewährt, zur Vermeidung von 
Härten kann sie auch von einem früheren. Zeit-

. punkt ab gewährt· werden. 
(;i) Der Superintendent und die kirchliche Aufsichts­

behörde haben jeden Unfall, de-r ihnen von Amts 
wegen oder. ,durch· Anmeldung der Bebriligten be 
kannt · wird; sofort zu · untersuchen. b,ie k irchliche 

• Aufsichtsbehörde teilt d� Er,gebnis der Untersu-'
chung den Bet�iligten .schriftlich m,it.

§ 48
(1) Die näheren Vorschriften über die Unfallfürsorge

erläßt' der Rat.
(2) Der Rat kann bestimmen, daßßie .. Gewährung von

Unfallfürsorge bescliränkt. oder. ausgeschlossen
wird� wenn der Pfarrer' den ])ienstunfall vorsätz­
lich oder grob fahrlässig herpeigeführt hat.

6. U nt'er ha.l tsbeUr ag

§, 49 

Einem Pfarrer, der zur . Vermeidung oder z1:1r Erle­
digung eines Disziplinarverf;ihrens aus seinem Dienst 
unter Verlµst des Anspruc;hs auf Besoldung und Ver.­
sorgung auf seinen Antrag entlassen wdrd, kann' die 

kirchl!iche Aufsichtsbehörde einen widerruflichen Un„ 
terhaltsbeitrag bewilligen, auch Wenn der Pfarrer ni;ich 
dienstfähig ist. Der Unterhaltsbeitrag darf für läng-. 
stens fünf Jahre bis zu fünfundsiebzig vom Hundert 
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und über diesen , Zeitraum hinaus höchstens fünfzig 
vom Hundert des Ruheg.ehalts .betragen, das der Pfar­
rer im Zeitpunkt der Entla�sung erd.ient hätte. 

§ 50

Einern aus dem Dienst entlassenen oder aus dem Dienst 
ausgeschiedenen Pfarrer oder einem· ehemaligen Pfar­
rer, der den Anspruch auf Ruhegehalt infolge diszi­
plinarischer Entscheidung verloren ,und bei Eintritt des 
Versorgung:sfalles ·• keinen Anspruch 

. auf Rente .oder 
Versorgung nach staatlichem Recht erlangt hat, kann 
die kirchUche Aufsichtsbehörde auf Antrag einen wider� 
ruflichen Unterhaltsbeitrag in Höhe von f.ünfzig vom 
Hundert des ·Ruhegehaltes gewähren, das er zum Zeit­
punkt der Entlassung oder des Ausscheidens aus dem 
Dienst erdient hätte. · · · · 

§ 51 

(1) Hinterbliebenen der in den§§ 49 urid 5o'genannten 
ehemaligen Pfarrer können WiLderrufliche Unter­
haltsbeiträge bewilligt werden, w�n sie keinen ei_­
gen,en l_lentenitnspruch oder keinen Anspruch auf 
Hinterbliebenenrente oder kein ei.genes Einkommen 
haben .. Die Unterhaltsbeiträge sind nach· den Hun­
dertsätzen des Witwen- und· Waiisengeldes ·zu, be­
rechnen. Das· dabei zugrunde zu legende Ruhe� 
gehalt ,darf . die ,in den §§ 49. und 50 votgeschrie­
benen Höchstsätze des Unterhaltsbeitrages nicht 
übersteigen. 

(2) Unterhaltsbeiträge für mehrere Hinterbliebene 
dürfen zusammen ebenfalls diese Höcltstsätze nicht
übersteigen;

.. 

§ 52

Bei Bewilligung nach den §§ 49 bis 51 bestimmt die 
kirchliche Aufsichtsbeh,örde den Zahlungsell\pfänger. 

§ 53 

(1) In den Fällen des' §.38, in denen ei� Anspruch auf
Witwengeld nicht be,steht, kann widerruflich e.in 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwi;?rtgeldes 
bewilligt werden. · ., 

(2) Der geschiedenen Ehefrau eines im Amt, Warte-· 
oder Ruhestand verstorbenen Pfarrers, dieJm Falle. 
des Fortbestehens der Ehe. · Witwengeld erhalten 
hätte� kann widerruflich eip Unterhaltsbeitrag bis 
zur Höhe des Witwengeldes gewährt werden, wenn 
ihr der Verstorbene zur Zeit seines Todes Unter­
halt zu leisten verpflichtet war oder wenn andere 
Umstände dies rechtfertigen. Eine später. eingetre„ 
tene oder eintretende Änderung der Verhältnisse
kann· berü�s,ichtigt .werden. Diese .· Bestimmungen 
gelten ·. auch für die frühere , Ehefrau eines ver.., 
storbenen · ,Pfarrers, · desse.n 'Ehe .· aufgehoben oder . 
für nichtig erklärt'war: 

(3) Hinterläßt. eine im Amt, Wartestand C>der Ruhe-· 
stand verstorbene Pastorin eineilWitwer; der kei­
nen Anspruch auf Rente oder Versorgung oder kein 
eigenes Einkommen hat, kann ihm die kdrchliche 
Aufsichtsbehör.de auf Antrag einen widerruflichen 
Unterhaltsbeitrag gewähren. Der Unterhaltsbeitrag 
soll nicht unter den vom Rat für Witwen bestimm­
ten Mindestversorgungsbezügen Liegen und darf 
sechzig vom· Hundert des Ruhegehaltes das die 
Verstorbene erhalten hat oder erhalten hätte wenn 
sie am Todestag in den Rllhestand getreten' wäre, 
nicht übernteigen. 

(4) § 43 gilt auch für die Zahlung des Unterhaltsbei­
trages.

7. Z u s ic h e r ung v o n  Ve r s o rgu n.gs ­
b e z ü g e n  i n  be s o nde r eh F älle n 

§ 54

(1) Einern Pfarrer, der im Dienst eines missionarischen
oder diakonischen Werkes, einer kirchlichen Anstalt 
oder einer sonstigen kirchlichen Eirir.ichtung inner­
halb der Evangelischen Kirche der Union oder ei-

1 ner ih,rer Gliedkirchen steht, aber . von einem an­
deren Rechtsträger a.1$ den im § 2 Absatz 1 gena,m­
ten ,'.\nstellungskört>E;rscha,ften arigestelit ist, kartn 
die . .. Versorgung .nach Maßgabe dieser Ordnung 
durch -Verei-nbar.ung zugesi�ert werden, wenn sich
der Rechtsträger. verpflichtet, für ihn während der 
Dauer seines Dienstverhältrusses den vorgeschrie­
benen·. Versorgung:sbeitrag zu entrichten .. 

(2) In Ausp.ahrnefälle�• kann auch einem 
0

Pfarrer an­
derer kirchlicher Werke und Einrichtungen die in 

. Absatz 1 bezeichnete Zusicherung gegeben werden, 
wenn dies im kirchlichen Interesse liegt. 

(3)_ �Der Berechnung der Versorgungsbezüge dürfen die 
Dienstbezüge, nur :insoweit zugrunde gelegt werden 
als sie nach dieser Ordnung (§ 25) ruli.egehalts� 
fähig sind. Fürsorgeleistungen, die über Unfall­
ruhegehalt und Unfallhinterbliebenenbezüge hin­
ausgehen, sind vorl,' der Zusicherung ausgeschlossen. 

' 

({) Die . Verei�b8rttng isf ·zwischen 
a) der Evangelischen Kirche ,der Union oder einer 

ihter Gliedkirchen 
· · 

b) dem Pfarrer und
c) dem· Rechtsträger, . in dessen Dienst der Pfarrer

steht, abzuschließen. Sie bedarf der Schriftform. 
(2) . In der Vereinbarung ist festzulegen

. a) daß die Zusicherung nur,· für die Dauer des · 
gegenwärtigen Amtes des Pfarrers gegeben wird 

b) daß die Versetzung des Pfarrers in den Ruhe.- .
Stand der Zustimmung. der kirchlichen Auf:- . 
sichtsbehörde bedarf 

c) daß die Zusicherung ohne Anspruch auf Er� 
stattung der gele11?teten Zahlungen zurückge­
nommen ·werden kann, wenn trotz wiederholter. 
Mahnung des Rechtsträ,gers unter Benachrichti­
gung des· Pfarrers der Versorgungsbeitrag län­
ger als .ein Jahr im Rückstand bleibt 

d) daß die Voraussetzung ·für clie Zahlung von 
Versorgungsbezügen der rechtzeitige Einga:r;i.g• .. 
des . Versorgungsbeitrages ist 

e) daß die . Beteiligten .. sich der Entscheidµng der 
kirchlichen Aufsicqtsbehörde unterwerfen hin­
sichtlich der Ruhensberechnung (§§ 58 und 59) 
und det Bemessung von Bezügen, die dem Ver-

. sorgungsperechtigten. im :Fall seiner Wiederver-
' wehdung zu gewähren sind. 

(3) Wird die Vereinbarung von einer Gliedkirche ab­
geschlof!sen, so stellt· ihr ider Versorgungsbeitrag 
zu. In diesem Falle richtet sich der Versorgungs-
anspruch gegen die Gliedkirche. 

§ 56 

(1) Der Versorgu�sbeitrag wivd .. von der kirchlichen
Aufsichtsbehörde festgesetzt. 

(2) Der 'Versorgungsbeitrag b�steht in e,inem Hundert-.
:;iatz der ruhegehaltsfähigen. Dienstbezüge und darf 
für die Pfarrer im. Dienst dreiunddreißigeindrittel 
vom Hundert dieser Dienstbezüge, für Pfarrer im 
· Ruhestand fünfzehn vom Hundert der dem Ruhe:..
gehalt zugrunde gelegten ruhegehaltsfähigen 
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Dienstbezüge nicht übersteigen� Für Ruhestands­
p.far;rer, die 'ieder verheiratet· sind, · noch Kdnder
unter achtzehn· Jahren haben, sind keine Versor­
g:urigsbeiträge zu entrichten. 

8. G eme i n s ame V o r.s chri 1 :fi'e n f ür di e·
'Ve r sorgung 

a) . Z a hl u 'n g d e r Vers o r g u n g s.b e z ü g e

§ 57
(1) Die · Jmrchliche . Auf.&lchtsbehö�de entscheidet ü,ber

die ruhege�ltsfähigenDienstzeiten; stellt die Ver­
sorgungsbezügl! tin� · die Person des · Zahlui:igsetnp­
fängers fesC Ob Zeiten auf Grund des § 30 oder des 
§ 31 Absatz 1 als ruhegehaltsfähig,:? . Dienstzeit zu 
betücksi<;htigeri' . sind; ist bei der Berufung zu ent- .

scheiden und dem Pfarrer mitzuteilen: Diese Ent­
scheidungen stehep unter dem, -Vorbehalt eines 
Gleichbleibe�s der Rechtslage, �-ihnen· zligunde _ 
liegt. 

,' ' 

' (2) Die , kirchliche , Auf.sichtsbehö11de entscheidet auch 
über die Bewilligung von Versorgungsbezügen,• auf
di.e kein Rechtsanspru<;h

. bestel).t. (Unterhaltsbei-
träge). · 

(3) Unterlialtsbeiträge dürfen nicht vor �ntritt des
Versorgungsfalles bewilligt wei:-deri. Vorherige Zu­

sicherui:igen sind 'unwirksam. 

b) Ruhen . d e r  V e rso r g u n g s  b e-z ü g e

§ 58

Unter 'w�'icnen ,Vorausset:iunge,rl und• in welchem Um�
fa,nge derAnspruch auf Versorgungsbezüge ruht, wenn 
ein VerSörgtiJ:lgsberechtigter neben Jmrchlichen Ver­
sorguhgst;,ezügen ein anderweitiges· Arbeitseinkommen 

. hat, bestimmt' �er R•at. · · , · 

§ 59
(1) Die Versörgungsbeiüge ruhen, solange der Ver­

sorgungsberechtigte seinen Wohnsitz oder dauern­
den Aufenthalt außerhalb des Währungsgebietes
der bisher zahlenden :Kasse-hat .... 

' 
. ' 

(2) Bei Übersiedlung ßes Versorgung.sberech;tigten in 
außerdeutsche Läbder. kann die kirchliche Auf-

. sichtsbehörde .Ausnahmen zulassen, auch die Zah-' 
lung der Versorgungsbezüge von der Bestellung 
eines Empfangsbevollmächtigt�n '�bhärigig machen ..

(3) Haben die Versorgungsbezüge läi:iger als drei Jahre
geruht, so .können sie dem. Versorgungsberechtigten
entzogen . werden .. Bei· Vorliegen besonderer Ver­
hältniase kann die Vemorgung ganz oder teilweise
wiede'r zuerkannt werden.

c) Z u s am m e n· t r e f f e n m e h r e r e r
Ver-o r g�ngsbe z üfe 

· .§ 60 

(1) Erhalten aus einer Verwendung. im kirchlichen
oder sonstigen Dienst
a) ein Pfarrer im Warte- oder Ruhestand Warte­

geld oder Ruhegehalt oder eine ähnliche Ver­
sorgung

b) ,eine W,itwe oder Waise aus der Verwendung
des im Amt, Warte-' oder Ruhestand verstor­
benen Pfarrers Witwengeld, ·waisengeld oder
�ne ähn1iche Versorgung

c) eine Witwe Wartegeld,, Ruhegehalt oder eine
ähnliche Versorgung,

so sind daneben die Versorgungsbezüge nach dieser 
Verordnung nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) Als. Höchs.tgrei;i.ze · gelten
a) für Pfarrer im Warte- oder Ruhestand das

Wartegeld oder Ruhegehalt, das· sich unter Be-·
rucksichtigung der gesamten ruhegehaltsfähigen

�lenstzeit aus, den höheren ru:J:ie,geha1tsfähigen 
. Dienstbezügen ergeberi würde. Die höheren •ru-
. · hegehaltsfähigen Dienstbezüge bestimmen sich 

nach dem Amt,.in dem der Empfänger im.Laufe 
seiner ·gesamten Dienstzeit die höheren rtihe­
gehaltsfähigen llienstbezüge. erreicht hätte 

b) fur Witwen oder Waisen ;im Falle von Absatz
lb) die Versorgungsbezüge,. die sich aus dem
nach a) berechneten Höchstruhegehalt ei-geb�n
würden · 

c) für Witwen im F.'alle von Absatz lc sechzig vom
,l:i,und�t •der ruhegehaltsfähigen llienstbezüge,
aus denen das dem Witwengeld zugrunde lie­
gende Ruhegehalt b,erechnet ,ist . oder, wenn es
für die Witwe günstiger :ist, das R.uhegehalt, aus
dem das Witwengeld berechn� i.\it.

(3) Sind die V:ersorgungsbezüge nach. dieser Verord­
nung später. erworben, als. die in Absatz 1 bezeich­
neten,. so finden die Absätze 1 und ·-2 keine An­
wendung, wenn nach dem für das frühere Dienst­
verhältniS maßgebenden Recht Vorschr.iften über
das. Zusammentreffen· meQrerer Ve�sorgungsbezüge
anzuwenden sind, nach denen eine. Kürzung der
früher ,ery,ol'lienen Bezüge eintritt.

(4) ErWirbt eine Pastorin im Warte- oder Ruhestand
einen Ansp,ruch auf. Witwengeld,. so erhält sie da­
neben -1,llt' Wartegel-9- oder Ruhegehalt: bis zum Er­
reichen der in Absatz 2c bezeichneten Höchs1;grenze. ·
Die Gesamtbezüge dürfen nicht hinter Wartegeld ·

_ oder Ruhegehalt der Witwe zurückbleiben . 

,§ 61 

(1) Alter:s-, Invaliden-, Witwe�- und Waisenrenten
der Sozialversicherung werden 'auf · die Versor­
gungsbezüge angerechn.et'. DaS giij; nicht für Ren­
tenanteile, die auf freiwilliger Weitervers.icherung
durch eigene Beitragszahlungen 'beruhen, es ' sei
denn,· daß der Dienstgeber die Beitragszahlungen
im Einvernehmen .mit d(ffll' Versicherten erstattet.

(2) Werden sozialversicherungspflichtige Beschäfti­
gungszeiten nur zum Teil als ruhegehaltsfähige
Dienstzeit berücksichtigt, ,so werden .die Sozialver­
sicherungsrenten gemäß Absatz 1. nur im Verhält­
nis, der . berücksichtigten Beschäftigungszeit zur
nichtberilcksichtigten Beschäftigungszeit angerech-
neL 

(3) Witwen uml Waisen, die eine Alters- oder Inva­
lidenrente aus eigener sozialversicherungspfüchti-

. ger Tätigkeit erhalten, werden daneben Versor­
gungsbezüge nur insoweit gezahlt, als diese zu-
sammen mit der Rente
a) bei Witwen siebzig vom Hundert des Endgrund­

gehaltes eines Pfarrers, des Ortszuschlags und
der etwaigen ruhegehaltsfähigen Zulagen so­
wie bei Versorgungsempfängern mit Wohnsitz
in .Berlin des örtlichen Sonderzuschlages in
Höhe von 3 vom tiundert des Endgrundgehaltes
eines Pfarrers

b) bei Waisen vierzig vom Hundert der .,unter a)
bezeichneten Bezüge
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nicht übersteigen. Das gilt nicht fü.r Rentenant�ile, · 
die auf freiwiIUger Weiterversicherung durch ei­
genb. Beitragszahlungen beruhen. Die Witw�n und._ 

, Waisen erhalten jedoch mindestens fünfundzwanzig 
vom Hundert der ihnen zustehenden kirchlichen 
Versorgu�'gsbe�üge. 

§ 61a

b) seine Verheiratung
c) jede Änderung der Verhältnisse,· die -- die Zah­

• lung des Wq,isenge1des beeinflussen könnten·
d) .die Verlegung des Wohnsitzes oder dauernden

Aufenthaltes.

Renten, die · auf Grund einer vertraglichen Regelung . · 
nach § 2 Absatz 3 gezahlt werden, sind auf die kirch-' 
liehen .Versorgungsbezüge anzurechnen .. Da:s Nähere 
bestimmt der Rat. 

. 

(2) Besteht eine vertragliche 'ß.egelung nach § 2 Ab­
satz 3, so ist jeder Empfänger von Besoldungs- oder
Versorgungsbezügen· verpflichtet, alles Erforder­
liche · zu veranlassen,: damit die Renten berechnet
und gezahlt werden können.

d) E,rlös,chen d e r  V e r so r gun g s b ezü g e

§ 62
(1) Der Anspruch der Witwen und V{aj.sen auf Ver,-,·

sorgungsbezpge · erlischt
a) für jede Berechtigte mit dem Ende des Monats,

in dem sie sich veyheifatet oder stirbt'
b) •für jede Waise außerdem mit dem .�nde d_es

Monats, in -dem sie das 'achtzehnte Lebensjahr
, vollendet,

(2) Das Waisengeld soll nach . Vollendung des· acht..:
zehnten Lebensjahres gewährt' werden für eine
ledige Waise\ die ·
a) sich in der, Schul� oder B�rufisa�bil(:Lu�g be­

ffodet, bis zur Vollendung des fünfundzwan­
zigsten Lebensjahres

b) infolge vor Vollendung des fünfundzwanzigsten
Lebensjahres eingetretener körperlicher' oder

- geistiger Gebrechen dauernd außerstande ist,
sich selbst zu erhalten; ·auch über das fünfund­
zwanzigste Lebensjahr hinaus

c) Verzögert sich. die. Schul- 'oder Berufsausbildung
aus einem Gründ, der nicht in· der Person _des

· Versorgungsempfängers oder des Kindes liegt, über
das 25.Lebensjahr. hinaus, so wird - das Waisen­
geld entsprechend dem Zeitraum der nachgewie­
senen Vedögerung länger · g.ewährt. ·
' 

-

-

(3) Haben Waisen, dje das achtzehnte Lebe.nsjahr voll­
endet haben, ein eigenes, Einkommen; das die vom
Rat festgesE!tzte Freigrenze übersteigt, so ist das
Waisengeld uni den Mehrbetrag zu kürzen:

. § 63 
Im Falle det Wiederverheiratung kann eine Witwe eine 
Zuwendung (Heiratsgeld) büi zur Höhe eines Ja:hres­
oetrages ihres bisherigeri Witwengeldes erhalten. Das 
Heiratsgeld darf .den vom Rat allgemein festgesetzten 
Höchstbetrag nicht übersteigen. 

§ 64

Hat .eine ·Witwe· sich wieder verheiratet und stirbt der. 
Ehemann, oder wird die neue Ehe auf andere Weise 
al.s---durch den Tod· des Ehemannes aufgelöst, so kann 
der Witwe ,ein Unterhaltsbeiträg bis· zur Höhe des er­
loschenen Witwengel-d,;es widerruflich gewährt �rden. 

· - Per Auflösung der Ehe· steht die Nichtigkeitserklärung
insoweit gleich.

e) - P fJ ic h t e n

· § 65
(1) Jeder Versorgungsberechtigte und Empfänger eines

Unterhaltsbeitrages ist verpflichtet, der kirchlichen
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen
a) den Bezug un'd jede Änderung eines Arbeits- ·

einkommens oder einer Versorgung

·, (1)

§.66
Kommt ein Versorgungsberechtigter. der ihm nach 
§ 65 auferlegten Verpflich.tung schuldhaft rilcht
nach, so kanri ihm die Versorgung ganz oder teil­
weise auf Zeit oder _auf Dauer entzogen_ werden .
Beim Vorl'iegen besonderer V,erhältn4sse. kann die
Versorgung ganz oder teilweise wieder zuer.kannt
werden. Die. Entscheidung trdfft die k-irchliche Auf-
sichtsbehörde:

· · 

(2) Gegen die -Entscheidung der kirchlichen Aufsichts­
behörde über die Entziehung von Versorgungsbe­
zügen kann „der VE!rsorgungsberechtigte innerhalb
eines Monats nach Zustellung di,e Entscheidung der
Disziplinarkammer beantragen. Die Disziplinar­
kammer· hat die etwa · erfollderl'ichen Ermittlungen
vorzunehmen. Sie. entscheidet durch ;Beschluß· end-

, gültig.

VI. Gemeinsame Vorsch,riften für Besoldung
urid Versorgung 

§ 67
·Die. Be�o1dungstabelle beschließt der Rat nach An­
hörung des Ständigen, Fi'nanzausschuss'es. Vor einer
Äpderung der Besoldungstabelle sind_ •.auch die Glied­
ltirchen zu hören.

§ 68 

(1) Die Besoldungs- und_ v;ersorgungsbezüge werden
monatlich im voraus gezahlt.

(2) Sind Besoldungsbezüge nur für eineri Teil eines
.Monats zu zahlen, so wird fürjeden Tag ein drei­
ßigste! der Monatsbezüge gezahlt.

(3) Auf laufende Besoldungs"- und Verso'r,gungsbezuge
kann der - Empfänger weder ganz noch teilweise
verzichten. · · · -

§ 68a
Renten, die _ auf Grund einer vertoogUchen Regelung 
nach § 2 Ab�atz 3 gezahlt werden, _.sind auf die kirch­
Uchen - Dienstbezüge anzurechnen, - init Ausnahme der 
zu den Renten gewährte.r:i Ehegatten- · und Kinderzu­
schläge. Die Anrechnung erfolgt von dem Zeitpunkt 
ab, von dem die Leistungen _der Staatlichen Ve;rsiche� 
rung _gewährt werden, .Nachzahlungen und Äpderungen 
der Leistungen, der Staatlichen Versichel'Qng sind yon 
der zus�ändigen kirchlichen St�lle _ zu berücksichtigen. 
Über die Anrechnung ist ein_ schrlifücher Bescheid zu

erteilen._ § 65 Absatz 2- findet �pwendung. 

§ 69
(1) Zuviel gezahlte Besoldungs- oder Versorgungsbe­

züge sind zurückzuzahlen. · Ausnahmsweise kann in
Härtefällen oder bei ger.ingfügi,gen Beträgen von
einer Rückforderung ganz oder teilweise abgesehen
werden.
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(2) Zu wenig gezahlte Besoldungs- oder Versorgungs­
bezüge sind nachzuzahlen.

§ 70

Inwieweit ein Empfänger von Besoldungs- oder Ver­
sorgungsbezügen in Fällen, in denen nach dieser Pfarr­
besoldungsordnung nicht bereits · ein Rechtsbehelf ge­
geben ist, wegen vermögensrechtlicher .Ansprüche das 
kirchliche Verwaltungsgericht anrufen kann, wird durch 
besondere Ordnung geregelt. 

VII. Übergangs- und Schlußvorschr,iften

§ 71
(1) Für Pfarrer, die im unmittelbaren Dienst der Evan­

gelischen Kirche der Union stehen,, gelten die Be­
stimmungen dieser Pfarrbesoldungsordnung mit
der Maßgabe, daß an Stelle der Gliedkirche und 
ihrer Organe die Evangelische Kirche der Union 
zuständig ist.

(2) Kirchliche Aufsichtsbehörde für die im unmittel­
baren Dienst der Evangelischen Kirche der Union
stehenden Pfarrer ist die Kirchenkanzlei, für die
übrigen Pfarrer •die nach gliedkirchlichem Recht
zuständige Stelle.

§ 72
(1) ,Das Besoldungsdienstalter wird mit Wirkung vom

T.age des Inkrafttretens nach den Vorschriften die­
ser Pfarrbesoldungsordnung neu festgesetzt.

. . 

(2) Bleibt das, nach dem neuen Besoldungsdienstalter
zu zahlende Grundgehalt hinter dem nach bishe­
rigem Recht gezahlten Grundgehalt zurück, so 
erhält der Pfarrer eine ruhegehaltsfähige Aus­
gleichszahlung in Höhe des Unterschiedes, bis die­
ser durch Aufrücken in eine höhere Dienstalters­
stufe ausgeglichen ist.

§ 73
(1) . Die Bezüge der bei· Inkrafttreten dieser Verord­

nung vorhandenen Versorgungsempfänger richten 
sich nach dem bisherigen Recht. Die Vorausset­
zungen für die Zahlung von Waisengeld rdchten
sich nach dieser Verordnung.

(2) Diese Verordnung findet auf die Witwe und die 
Kinder eines bei Inkrafttreten dieser Verordnung
vorhandenen, aber nach diesem Zeitpunkt verstor­
benen Versorgungsempfäng�rs mit der Maßgabe
Anwendung, daß dessen nach bisherigem Recht zu
gewährende Versorgungsbezüge zugrunde zu legen
sind.

(3) Der Rat kann Mindestsätze bestimmen.

§ 74

Zur Ausführung dieser Verordnung erforderliche 
Rechtsvorschriften erläßt der ·Rat, die zur Durchfüh­
rung notwendigen Verwaltungsvorschriften e.r1assen die 
Gliedkirchen. 

§ 75
(1) Diese Verordnung tritt im Währungsbereich der

Deutschen Notenbank für die Evangelische Kirche 
der Union am 1. Januar 1965 in Kraft, für die ein­
zelnen Gliedkirchen wird sie vom Rat in Kraft
gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben.
Mit der jeweiligen Inkraftsetzung treten alle ent­
gegenstehenden Besoldungs- und Versorgungsvor­
schriften außer Kraft.

§ 2 Absatz 2 des Kirchengesetzes über Dienst'- und
Versorgungsbezüge · vom 15. Mai 1952 (Amtsblatt 
der Evangelischen Kirche .in Deutschland 1953 Son­
derheft Nummer 131) bleibt unberührt ..

(2) Die Verordnung zur vorläufigen Regelung der
Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Kir­
chenbeamten der Evangelischen. Kirche der Union
im Währungsbereich der Deutschen Bundesbank
vom 6. November 1962 (Amtsblatt der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland 1963 Nummer 49\
bleibt unberührt.

(3) Bei der Inkraftsetzung für den Bereich der Evan­
gelischen Kirche .in Berlin-Brandenburg - Regio­
nalsynode West - trifft der Rat auf deren Vorschlag
a9weichende BestiII).mungen.

Berlin, den 13. Oktober 1964 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche 

der Union 

Beschluß 

Gemäß § 67 der Pfarrbesoldungsordnung beschließt der 
Rat mit Wirkung vom 1. 1. 1976 folgende Besoldungs­
tabelle für Pfarrer: 
I. Das Grundgehalt (§ 4) beträgt

bis zu 3 Jahren 
nach - 3 Jahren 
nach 6 Jahren 
nach 9 Jahren 
nach 1� Jahre'n 
nach 15 Jahren 
nach 18 Jahren 

monatlich: 
560,-M 
600,-M 
640,-M 
680,-M 
720,-M 
760,-M 
800,-M 

II. Zulagen zum Grundgehalt
1) Die Superintendenterizulage gemäß § 14 Ab­

satz 1 beträgt monatlich 50,- M.
2) Die Ephoralzulage gemäß § 14 Absatz 2 beträgt

monatlich 75,- M.

III. Der bei der Berechnung. der ruhegehaltsfähigen
Dienstbezüge zu berücksichtigende Ortszuschlag
(§§ 25b und 26) beträgt monatlich für Versorgungs­
berechtigte mit Wohnsitz in
a) BerLin
b) DDR

Berlin, den 3. 12. 1975 

Der Rat 

120,-M 
90,-M 

der Evangelischen Kirche 
der Union 

- Bereich DDR -
gez,: Gienke

Beschluß 'A 

in der ab 1. Juli 1985 geltenden Fassung 

Auf Grund des § 74 der Vero11dnung über die Besol­
dung und Versorgung der Pfarrer in der Evangelischen 
Kirche der Union (Pfarrbesoldungsordnung) und des 
§ 70 der Verordnung über· die Besoldung und Versor­
gung der Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche
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der Union (Kirchenbeamtenbesoldungsordnung) vom 
13. Oktober 1964 wird zur Ausführung dieser Verord­
nungen beschlossen: 

I. Besoldungsdienstalter

Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Beginn des 
Besoldungsdienstalters nach § 7 Absatz 2 der Pfarr­
besoldungsordnung und § 6 Absatz der Kirchenbeamten­
besoldungsordnung hinauszuschieben ist, �erden ferner 
abgesetzt: 

Nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres ver­
prachte Zeiten eines Kriegsdienstes, einer Kriegsgefan­
genschaft, eines kriegsbedingten Notdieristes ohne Be­
gründung eines dem Arbeitsvertrag entsprechenden 
Beschäftigungsverhältnisses, eines nicht berufsmäßigen 
Reichsarbeits- oder Wehrdienstes oder eines berufs­
mäßigen Reichsarbeits- oder Wehrdienstes, soweit er 
die Zeit der g�setzlichen Reichsarbeits- oder Wehr­
dienstpflicht umfaßt, und Zeiten, die infolge Krankheit 
ocler �\tr�undung als Folge eines Arbeits-, Wehr- oder 
IÜiegsdl&stes oder einer Kriegsgefangenschaft arbeits­
unfähig in Heilbehandlung verbracht worden sind. 

II. entfällt ab 1. Januar 1976 

III. RuhegehaltsfäMge Dienstzeit

(1) Ruhegehaltsfähig ist die Dienstzeit als Hilfspre­
diger bzw.- Pastor im Hilfsdienst oder die vom An­
wärter des Predigeramtes abzuleistende Probe­
dienstzeit innerhalb der Evangelischen Kirche der 
Union, einer Gliedkirche des Bundes der Evange­
lischen Kirchen in der DDR oder einer Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Als ruhegehaltsfähig gilt auch die Dienstzeit, wäh­
rend der ein Pfarrer oder Kirchenbeamter vor der
Berufung in den kirchlichen Dienst nach Vollen­
dung des siebzehnten Lebensjahres
a) berufsmäßig im Wehrdienst oder früheren

Reichsarbeitsdienst oder Vollzugsdienst der
Polizei gestanden hat, oder

b) als Inhaber eines Versorgungsscheines oder als
Militäranwärter oder Anwärter des früheren
Reichsarbeitsdienstes im Dienst eines öffentlich
rechtlichen Dienstgebers im früheren Reichs­
gebiet vollbeschäftigt gewesen ist.

(3) überholt

IV. Mindestruhegehalt

(1) überholt

(2) Versorgungsberechtigte, die ausschließlich auf ihre
kirchlichen Versorgungsbezüge angewiesen sind, er­
halten als Mindestversorgungsbezüge monatlich: 

Ruheständler 370,- M 
Witwen 
Vollwaisen 
Halbwaisen 

300,-M 
180,-M 
130,-M 

(3) Versorgungsberechtigte, die nicht ausschLießlich auf 
ihre kirchlichen Versorgungsbezüge angewiesen 
sind, erhalten einen Ausgleich in Höhe des Unter­
schiedsbetrages, wenn ihre Versorgungsbezüge zu­
züglich der eigenen Einnahmen die· Mindestver­
sorgungsbezüge nach Absatz 2 nicht erreichen.

V, Anrechnung von Einkommen auf 
Versorgungsbezüge 

(1) Hat ein Versorg.ungsberechtigter Arbeitseinkom­
men, so erhält er daneben seine Versorgungsbezüge 
nur bis zum Erreichen der f.n Absatz 2 bezeic'.· 

neten Höchstgrenze, jedo·ch mindestens fünfund­
zwanzig vom Hundert der ihm ,zustehenden Ver­
sorgungsbezüge. 

(2) Als Höchstgrenze gelten
a) für Pfarrer und Kirchenbeamte im Warte- und·

Ruhestand die höchstmöglichen ruhegehalts­
fähi,gen Dienstbezüge, bei Kirchenbeamten der
jeweiligen Besoldungsgruppe. Für ·Prediger ist 
von der Pfarrbesoldungsordnung und für Kir­
chenbeRmte mindestens von der Besoldungs­
gruppe A4/5 der Kirchenbeamtenbesoldungsord­
nung auszugehen;

b) für Witwen siebzig vom Hundert der unter a)
bezeichneten Dienstbezüge

c) für Waisen vierzig vom Hundert der unter a)
bezeichneten Dienstbezüge.

(3) überholt 

VI. Einkommen bei Waisengeld

Die Freigrenze nach § 62 der Pfarrbesoldungsordnung 
und § 59 der Kirchenbeamtenbesoldung,sordnun,g wird 
auf monatlich 90,-M festgesetzt. 

VII. Höchstbetrag des Heiratsgeldes

Gemäß § 63 der Pfarrbesoldungsordnung und § 60 der 
Kirchenbeamtenbesoldungsordnung wivd der Höchst­
bet!'ag für das Heiratsgeld auf 5 000,- M festgesetzt. 

VIII. Mindestbezüge der bei Inkrafttreten dieses
Beschlusses vorhandenen Versorgungsempfänger

Als Mindestbezüge sind die in Abschnitt IV Absatz 2 

genannten Beträge zu zahlen. 

IX. Inkrafttreten

Dieser Beschluß tritt mit dem Inkrafttreten der Pfarr­
und Kirchenbeamtenbesoldungsordnung in Kraft. 

Berlin, den 13. Oktober 1964 
Der Rat 

der Evangelischen Kirche 
der Union 

Beschluß B 

in der ab 1. Januar 1978 geltenden Fassung 

Auf Grund des § 48 der Verordnung über die Besol­
dung und Versorgung der Pfarrer in der Evangelischen 
Kirche der Union (Pfarrbesoldungsordnung) vom 
13. Oktober 1964 und des § 48 Absatz 3 der Verordnung 
über die Besoldung und Versorgung der Kirchenbe­
amten in der Evangelischen Kiirche der Union (Kir-: 
chenbeamtehbesoldungsordnung) vom 13. Oktober 1964 

· wird zur· Regelung der Unfallfürsorge beschlossen: 

§ 1
Dienstunfall 

(1) Dienstunfall is_t ein auf äußerer Einwirkung be­
ruhendes plötzliches, örtlich und zeitlich bestimµi­
bares, einen Körperschaden verursachendes Ereig­
nis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes 
eingetreten ist. 

(2) Zum Dienst gehören auch ,
a) Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche 

Tätigkeit am Bestimmungsort 
b) das Zurücklegen des mit dem Dienst zusam­

menhängenden Weges nach und von der Dienst­
stelle 

c) die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen. 
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(3) · Hat der Pfarrer oder Kirchehb�amte wegen der.
. Entfernung seiner ständigen Familieriwohnung vom 

. Di�nstort an dies!l'm .oder in !fessen Nähe eine Un­
terkunft,· so .gilt Absatz 2a· auch für den Weg von 
und nach der FamiUenwohnung. 

(4) Erkrankt ein Pfarrer. oder' Kirchenbeamtet, tjer
nach Art :seiner dienstlichen· V:errichtung ö.er d-e�

. fahr der Erkranlmng .an bestrmmten Krankheiten 
b�sonders ausgesetzt ist, an·einer solchen Krank­
heit, so gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, daß 
der Pfarrer oder. Ki-rchenbeamte.sich die Krankheit 
außerhalb des Dienstes �ugezogen hat. , 

(5) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperscha­
den ist ,einem Körperschaden gteichzuachten, den
ein Pfarrer: oder Kirchenbeam.t-er außerhalb seines
Dienstes erleidet,. wenn er im Hinblick. auf sein
pflichtgemäßes dienstliches Verhalten angegriffen
wird. · 

§ 2
. Erstattung . von Sachschäden . und besonderen_ 

Aufwendun,g�n 
Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke öder son­
stige Gegenstände, . die d.er Pfarrer oder Kirchen­
beamte . mit sich geführt hat, beschädigt oder zerstört 
worden ·oder abhanden. gekommen, so kann • dafür 
E;rsatz geleistet werden; Sind durch die erste. �ilfe- · 
lei$tung nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, 
so ist dem · Betroffenen der nachweisbar notwendige 
Aufwand zu �rsetzen. 

§ 3
Heilverfahren 

(1) Das Heilverlahre:n: umfaßt
a) die . notwendige . . ärztliche Behandlung
b) die notwe_ndige Versorgung mit Arznei- und

anderen Heihnitteln; Ausstattungen mit Körper­
ersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfs­
mitteln, die den .Erfolg' der. Heilbehandlung . si­
chern oder die Unfallfolgen erleichtern sollen
sowie eine notwendige Kl\lr

c) die notwendige Pflege (§' 4).
(2) Anstelle. der. ärztlichen Beiiandlungen sowie der

Versorgung mit Arznei� und anderen HeilmJtteln
kann Krankenhausbehandlung . odet Heilanstalts­
pflege gewä:11rt werden. Der Verletzte· ist verpflich�
tet, sich einer Krarikenhausbehandhmg oder Heil- .
anstal�pflege �1,1 unterziehen, wenn sie nach amts­
oder vertratiensärztlichem Gutachten zur Sicherung
des Heilerfolges notwendig ist.

'

(3) Eine ärztliche Behandlung, d1e mit ·einer erheb-
lichen Gefal'lrfür Lebet1, oder Gesundheit des Ver­
letzten verbun4en ist; bedarf .seiner Z�immun,g,
eine Operation dan·n, wenn sie einen erheblichen

. Eingriff in die körperliche Unv:ersehrtheit · bedeutet,
es sei denn, daß die Zustimmung wegen der be­
sonderen Lage des Falles nicht eingeholt werden
kann; '

(4) Verursacl1Em 4ie Folgen des D,ienstunfalles außer­
gewöhnliche KQSten für Klei,(ler- und Wäschever­
schleiß, so sind diese in angemessenem Umfa�g zu 
ersetzen.

§ 4 . •

(1) Ist der Verletzte infolge · des Dienstunfalles so
· hilflos, daß er nicht ohne fremde Pfl�ge auskam­

' men kann, so sind ihm die, Kosten einer notweh� 
digen Pflegekraft zu erstatten. . Der Ddenstgeber 
kann jedoch sell;>st . für . di� Pflege Sorge tragen. 

(2) Nach d,em Beginn des Ruhestande, ist dem Ver­
letzten auf Antrag für die. Dauer der Hilfslosigkeit
ein Zuschl!ig zu dem Unfallruhegehalt bis zum
Erreichen der ruhegehaltsfähi,gen Dienstbe�üge zu
gewähren .. Die· Kostener.stattung .nach Absatz 1 ent-
fällt. .

. 

§ 5
· Unfallausgleich

(1) Ist infolge des Dien�tunfalles eine wesentliche
Schwächuqg der körperJicl:ien .oder geistj,gen. Kräfte
des . Pfarrers oder Kirchenbeamten eingetreten, so
erhält .der Verletzte, . solange . dieser Zustand an­
dauert; neben den Dienstbezügen, dem Unterhalts:.
zuschuß, oder dem Ruhegehalt einen Unfallaus­
gleich. Der Unfallau,sgleich w.ird nach dem Grade
der Miqderung der Erwerbsfähigke.it bemessen und
beträgt monatHch be1 • einer Erw:er.bsminderung

v'on 30..:-50 % ' 30,- M 
voi). 51""'.'75 % 50,- M 

· vcin über 75 % 80;� M . 
, (2) Die, Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der 

ltörperlichen · oder geistigen Beeinträchtigung im 
allgemeinen Erwerbsleben zu beurteil�n. 

(3) Der Unfall�usgleich wird neu,festgestellt, wenn in
den Verhältnissen, die füt die Feststellung maß­
gebend sind, eine wesentliche Änderung einge­
treten ist .. Zu • diesem Zweck ist der Pfarrer oder
Kii,-chenbeamte verpflichtet, sich nach ;Weisung der
Dienstbehörde von einem Amtsarzt oder einem
kifchÜchen Vertrauensarzt ,untersuchen zu lassen.'

(4) Während einer mit dem Unfall zusarrunerihängen­
den Krankenhausbehandlung, Heilanstaltspflege 
oder Kurbehandlung wi:i:-d der Unfallausgleich nicht 
gev.:ährt. . 

_:.,, . .. . . . 

(5) Erhält der Verletzte Unfalll'U:hegehalt, so ist auf
diese der Unfa]Jausgleich in Höhe des Unterschie­
des zwischen''dem Unfallruhegehalt und dem Ruh.e­
gehalt, das sich nach den al1gemeinen Vorschriften
ergeben. würde, anzurechnen.

§ 6.
Unfallruhegehalt 

Ist der Pfarrer öder Kirchenbeamte infolge des Dienst­
unfalles dienstunfähig geworden und in den Ruhestand 
versetzt worden, so erhält er Unfallruhegehalt. Dieses 
beträgt sieb�ig vom Hundert tder ruhegehaltsfähigen 
Dienstbezü�. 

§ 7
Die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge bemessen , sich 
für einen ,verletzten Pfarrer oder Kirchenbeamten na,ch 
der DLenstaltersstufe seiner Besoldun,gs.gruppe, die er 
bis zur' ·gesetzlichen Altersgrenze 'hätte 'erreichen 
können 

§ 8
Unfallhinterbliebenenbezüge 

(1) Ist ein Pfarrer oder Kirchenbeamter, ein Pfarrer
oder Kirchenbeamter im Warte- oder Ruhestand,
der UnfaHruhegelialt ):>ezog oder dem ein .solches•
zügestanderi hätte, an den Folgen des Dienstun­
falles verstor,ben, so erhalten seine Hinterblieben�n
Unfallhinterbliebenenversorgung. Für· diese gelten
folgende besondere Vorschriften:
a) Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hundert

d.es Unfallrulie,gehaltes (§ 6).
b) Das WaLsengeld beträgt für jedes waisengeld­

berecqtigte Kind dreißig vom Hundert des Un-.
fallruhegehaltes. Es wird auch elternlosen En-
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(2) 

kelil gewährt, deren Unterhalt zur' Zeit des 
Dienstunfalles ganz oder über:wiegend durch d�n 
Verstorbe'nen bestritten wurde. 

Ist ein Pfarrer oder Kirchenbeamter im Ruhestand, 
der Unfallruhegehalt bezog, nitht an deri Folgen 
des Dieristl.4ifalles verstorben, so steht den Hin­
t'erbliebenen riur Versorgung nach den §§.36 bis' 44 
der Pfarrbesoldungsordnung und den §§ 26 bis 47 
der Kirchenbeamtenbeso1dun�ordnung zu. Dies� 
Bezüge sind aber unter. Zugrtiridelegung . des Un-
fallruhegehaltes zu ber·echnen. 

' · 

§ .9
Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt 
von �inem infolge eines. Diensbririfalles verstorbenen 
Pf.aITers oder Kirchenbeamten zur Zeit des Dienstun­
falles ganz. oder überwiegend bestritten wurde, kann 
für die Dauer der Bedürftigkeit ein. Uriforhaltsbeitrag 
gewährt werden. Dieser soll dr,eißig vom Hundert des 
Unfallruhegehaltes . nicht übersteigen. ,Sind mehrer.e 
Personen .. dieser Art vorhanden, so wird der Unter­
haltsbeitrag den Eltern vor qe11 Großeltern gewährt. 
An die Stelle eines verstorbenen Elternteiles treten 
dessen Eltern. 

§ 10
Die Unfallversorgung ·�er Hinterbliebenen darf ins­
gesamt die Bezüge nicht .übersteigen, die der \Terstor� 
bene erhalten hat oder hätte erhalten können. § 45 der 
P,arrbesoldµngsotdnung .. und § 54 der Kirchenbeam�eil­
besoldungSordnung sind 'entsprechend anzuwe�den. Der 

. 
Unfallausgleich (§ 5) sowie. der. Zuschlag bei Hilflosig-
keit (§ 4) bleiben außer. Betracht. 

. 

§11 

Versagung der U1?fallfürsorge 
(1) Unfallfürsorge wird nicht gewährt; wenn ,der Ver­

letzte den Dienstunfall vorsätzlich herbeigeführt
hat. Sie kann von der ober.sten Dienstbehörde ganz
oder teilweise versagt wer.den, wenn eine grobe .
Fahrlässigkeit des VerLetzten zur Entstehung des
Dienstunfalles · beigetragen hat.

(2) Hat der Verletzte eine die Heil;behandlung betref­
fende An(ird�ung ohne gesetz1ichen oder sonstigen
wichtigen Grund nicht befolgt, unid wird dadurch
seine Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflußt, so
kann ihm die oberste DienstQehörde die Unfallfür­
·sorge insoweit versage�,: Der Verl�tzte ist auf die
Folgen schriftLich hinzuwe�sert.

· § 12
Inkrafttreten 

Dieser .Beschluß tritt mit dem Inkrafttreten der Pfarr­
und Kirchenbeari>.tenbesöldungsordnung .in Kraft. 

ßerlin, den 13. Oktober i964 
Der Rat 

der Evangeldscheil Kirche 
der Undön 

B. Hinweise auf staatliche Gesetze
und V�:rordnungen

EvangeUsches Konsistorium Greifswald; den 21. 4. 1986 
D 12001-3/86 
Nachstehend geben wir die im Gesetzblatt der DDR 
Teil I 1986 Nr. 8 Seite 69 ff. veröffentlichte Anordmi.ng 
über den Postdienst - Post-Anordnung - vom 28. ;Fe­
br� 1986 bekannt. 

Ha r d  er 

Anordnung 
über •den Postdienst 

' .  •• • • • 1 

--. Post-Anordnung -
vom 28. Februar 1986 

Auf Grup.d des § 37 des G•tzes vom 29. November 
1985 über das PO!\t- und Fernmeldewesen (GB!. I Nr. 31 
S. 345) wird im Einvernehmen mit den Leitern der
zustä.qdigen zentralen Staatsorgane folgendes angeord-
net: · · 

' 

Abschnitt I 
, AIJgemelile �estimmungen 

§ 1
Geltungsbereich. 

(1) Diese Anordnung regelt. den Postverkehr inner-
halb der Deut:a;ch�n Demokl'atischevi Republik. 

(2) Für clen internationalen· Postverkehr gelten die
völkerrechtlichen Verträge, diE! fµr die Deutsche Demo­
kratische �epublik in Kraft sind, sowie Rechtsvor­
schriften, der Deutschen Demokratischen Republik über 
den internationalen Postverkehr. 

§ 2;
Arten der, Postsendungen 

(1) Die Deutsche Post beförtlert folgende Postsen­
dungen: 
a) Briefsendungen

Briefe 
Postkarten 
Drucksachen 
Wirtschaftsd.rucksachen 

...,. Postwurfdruck.sachen 
Blindensendungen, 

b) �leingutsendungen
Päckchen 
Wirtschaftspäckchen 
Pakete 
Wirtschaftspakete 
Poststücke,. 

c) Geldübermittlungssendungen
Postanweisungen 

- Zahlungsanweisungen
Zahlkarten
Einzahlungsaufträge.

(2). Für die automatische .und damit schnellstmögliche 
Bearbeitung geeignet sind Normalsendungen. Das sind 

· Postkarten und einteilige Drucksachenkarten, die den
Bestimmungen des'§ 11 Abs.1 entsprechen, und recht­
eckige Briefe; l!)rucksachen und Wcirtschaftsdrucksachen
unter Umschlag, . bei denen folgende Bedingungen ein-
gehalten sind: , , ' . . . ·
.Höchstgewicht: 20 �
Maximale Dicke: 5 m�.
.Mindestmaße: 90 mm X 140'm:tn mdt einer Toleranz 

von 2 mm 
Höchstmaße: 120 mm X 235 mm mit einer Toleranz 

'von:2m� 
·Verhältnis von Länge zur Breite: mindestens 1,4 zu 1.
Die verwendeten Briefumschläge müssen hinsichtlich
ihrer Beschaffenheit den staatlichen Standards entspre­
chen. Weitere Anforde;µngen �nthält Anlage 2.

(3) Briefsendungen müssen rechteckig od�r ' rollen­
föqnlg sein. Briefsendungen ,sow:ie Päckchen und Wirt­
schaftspäckchen müssen zur B�förderung mit der Brief­
post . geeignet und so beschaffen sein, daß sie deutlich
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gestempelt werden können. Pakete und t Wi'rtschafts­
pakete müssen sich zur Beförder.ung mit der Paketpost 
iri den gebräuchlichen Beförderungsmitteln eignen. 

(4), Für Br:ief- ·und Kleingutsendungen gelten·· fol­
gende Mindestmaße: 
a) in ·rechteckiger Forin:

' 

. 
?O mrri X 140 mm 

b) in Rollenform: Länge ph1s zweifacher· 
Durchmesser 170 mm, ohne 
daß die_ größte Ausdehnung 
_unter 100 mm liegt. 

(5) Die Höchstmaße für Postkarten befragen 105 mm
X 148 mm. Für l3riefsendtu}gen; Päckchen und . Wirt­
schaftspäckchen gelten folgende ,Höchstmaße: 
a) in rechteckliger Form: Länge, Breite und Höhe ad­

diert 900 mm, .ohne daß. die 
größte. Ausdehnung 600 mrri 

b) in Rollenform:
·überschreitet,
Länge· plus zweifacher 
Durchmesser 1 040 mm., ohne 
daß die .größte Ausdehnung 
900 mrri überschreitet. 

(6) Postsendu(lg�n, die den Bestimmungen für . die
.vom Absender .gewählte Sen,dun�art. nicht ·entlipre� 
chen, können -befördert werden, wenn die Bestimmi.11i­
gen für eine · andere Sendungsart auf sie zutreffen. 
Fehlen Gebühren, werden · qie Postsendungen gemäß 
§ 52 Abs. 3 an den Absender zurückgegeben .oder mit
Nachgebühren belegt.

§ 3
Anschrift-· 

(1) Die Anschrift mqß den Empfänger einer Post­
sendung möglichst kurz, · aber. eindeutig · bestirn_men. 

·Es sind nur allgemein übliche Abkürzungen zulässig.
(2) Die Anschrift muß folgende A:l)gaben. umfassen,

die von oben nach unten in nachstehender Reihenfolge
entsprechend deft von · der Deutschen Post veröffent­
Hch ten Mustern anzugeben sind:
a) Empfänger,
b) Angaben zur Aushändigung

Straße, Hausnummer und Wohnungsnummer oder 
-'-- Straße, Hausnummer und Nummer des Fachs in

der Briefzustellanlage oder
Postfach .... (Nummer). oder 
Postsehlii.eßfach .... (Nummer) oder 
,, postlagernd ", 

c) Bestimmungsort in der von der Deutschen 'Post be­
.. kanr,itgegebenen -Schreibweise,

, . d) Postleitzahl (vierstellig)� 
(3) Die Anschrift.muß•

- bei 13riefsendungen unter Umschlag auf d:e� Vorder­
.- seit� (glatte Seite ohne Verschtußklappe), · 

' - bei. Briefsendungen in 'Kartenform a.uf der rechten
Hälfte der Karten, 

. 

- bei Kleingutsendungen al,if der größten Fläche
angebracht werden. Sje muß mit der Länge der Post:­

sendung parallel verlaufen. Vermerke über Sendungs­
arten .. und Z:usatzleistungen sind bei Briefsendungen
unter Umschlag in cier linken oberen Ecke - gege­
benenfalls - unter der Abseilderangabe · .--, ,bei Brief­
sendungen in Kartenform, Blindensendungen und
Kleingutsendungen. oberhalb. d_er Empfängeranschrift
anz\lbringen.

(4) Wenn die Anschrift von Normr;ilsendungen, Post­
karten sowie Drucksachen und Wirtschaftsdrucksachen 
in Kartenform nicht durch Druck, Stempel o:der Schreib­
maschine hergestellt wird, sollen standardisierte Brief­
umschläge und Karten mit Kodefe1dau:fdruck vetwen-

det werden. Die· Postleitzahlen .sind in der von der 
Deutschen Post bekanntgegebenen Schreibweise ein-
zutragen. . 

(5) . Für das handschriftliche Anbringen von An­
schriften 
a) auf Briefsendungen ohne die Zusatzleistungen Ein­

schreiben und Wertangabe .sind _alle Schreibmittel
- außer rotfarbigen _; zugelassen,

b) auf Kleingut"se)1dungen sowie Postsendungen mit
den Zusatzleistungen Einschreiben und Wertangabe
sind alle · Schreibmittel - außer 1;3leistüt - zuge-
lassen.

Ge1dübermittlungssendu·ngen · dürfen nicht mit Bleist.ift 
oder Kopie,:r;-sttft ausgefüHt werden. 

(6) In Kleingutsendungen ist ein Doppel der An­
schrift obenauf zu legen. Ist ,dies nicht möglich ,(z.B. 
bei offenen Körben oder Blechgefäßen), muß ein Dop­
pel der Arrschrift außen haltbar angebracht werden. 
Koffer müssen 2 AlliS.chriftaufklebezettel oder Anschrift­
fahnen tragen; ejn DoppeLder Anschrift ist außerdem 
einzulegen. 

· (7) Der Absender kann im voraus verfügen, daß Pa­
kete und Wirtscbaftspakete im Ralle der Unz.ustell­
barkeit gemäß § 50 an einen andel'en Empfänger wei­

'tergesandt · 09er sofort .zurückgesandt wer,den .(Vora'IJS­
verfügung) .. Bei Paketen :. und Wirtschaftspaketen mit
lebenden T.ieren i-st er dazu verpflichtet.

§ 4
Außenseite 

' 

(1) Außer der. Anschrift des Empfängers soll der
· Absender· auf der Außenseite der Postsendung seine
Anschrift angeben; Sie soll in der Linken oberen Ecke

.· der Anschriftseite oder auf der Rückseite . der Post­
sendung stehen. Die Gestaltung der Arischriftseite von
Briefsendungen wird von der Deutschen Post bekannt­
gemacht.

(2) Weitere Angaben können hinzugefügt wer,den,
wenn dadurch die Deutlichkedt der Anschrift nicht be­
einträchtigt und das Bearbeiten der Postsendungen nicht
erschwert wird. Zettel sind mit ihrer ganzen Fläche
aufzukleben. Diese weiteren Angaben dürfen Postwert-'
zeichen, postd1enstlichen Klebezettein oder Stempel­
abdrucken nicht ähnlich··· sein. Ungültige oder bereits
·entwertete Postwertzeichen ·dürfen auf der Außenseite

·· von Postsendungen nicht .vorhanden sein. Inhaltsanga­
ben auf .der Außenseite von Brief- und Kleingutsen­
dungen sind unzulässig. Das gilt Illicht für Postsen­
dungen mit lebenden Tieren und Pflan:ren, gefahrbrin­
genden Stoffen, Giften, Suchtmitteln, Uritersuchungs­
.stoffen, Krartkheitserre.gern und radioaktiven, Stoffen.

(3) Bei Briefsendungen irt K_artenform gilt die An­
schriftseite · als Außenseite, · deren rechte Hälfte nu'r
die Anschrift und Vermerke über Sendungsart und 
Zusatzleistungen tragen, darf.

- . ,

(4) Die Postwertzeichen sind in die rechte obere Ecke
der Anschriftseite zu. kleben. Mehrere Postwertzeichen
sind nebeneinander anzubringen.

§ 5
Verpackung 

· (1) Postsendungen müssen so. sicher und haltbar ver­
packt sein, wie .-es ihr Umfang, Gewicht, Inhalt und
Wert .sowie die Länge. der Beförderüngsstrecke er-
fordern.

. 

(2) An die Verwackung werden darüber hinaus fol�
gen de Anfovderiingen gestellt: . 
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a) bei Verwendung von Fensterbriefumschlägen:
Einhaltung der in der Anlage 3 festgelegten Be-
stimmungen, . . . . 

b) bei zerbrechlichen . Behältern mit Flüssigkeiten: 
Verwendung von ·Kisten, Körben Oder· Kartons aus
starker . Pappe mit federnden und · aufsaugenden 
Stoffen, 

. . .. 

c) bei lebenden Tieren:
Verwendung von festen Käfigen, ltörben 9der Kar:.. 

tons, die· so peschaffen sind,· daß keine ·Körperteile 
hinausgezwängt werden können. Der ; Boden mu,ß
undurchlässig und mit aufsaugenden Stoffen bedeckt 
sein, · . · · · · i· _

d) bei P'ostsen'dungen _mit gefahrbringendem Inhalt:
Einhaltung der gleichen Bedin�ungen, wie sie für 
die Beförderung als Expteßgut �t der Eisenpahn
festgelegt· sind,

e) bei :Post!!endungen mit Gift�n, Suchtmitteln, Unter­
suchungsstoffen, Krankheitserreg'ern Und' radioak-
tiven Stoffen: ' · · 
Einhaltung der in .den Anlagen 4 und 5 festgelegten
Bestitp.mun.gen. 

. . . . 

(3) Für die 'Verpackung von Postsendungen mit der
Zusatzleistung Wertangii.be gelten :;;usätzlich die im 

· § 30 Abs. 4 festgelegten Bestimmungen.
(4) Gegenstände, die nach ihrer Bes(:haffenheit keiner

Verpackung bedürfen, können unverpackt - in diesem
Falle jedoch nicht mit der Zusatzleistung W�rtangabe -
eingeliefel'.t 'werden.

. 

(5) :Cie Ver.packung vcm,. Postsendungen wird bei der.
Annahme daraufhin geprüft, ob äußerlicli erkennbare.
lVIängel vorha.nden sind, Die unbeanstandete Annahme
b�deutet nicht, daß die :Postsendung frei. von Mängeln ·
ist und daß ihre Verpackung den Bestimmungen die-'­

ser Anordnung entspricht,
'(6) Die Deutsche Post überläßt Postmietverpackungen 

als Verpackungsmaterial für Pakete und Wdrtschafts­
pakete • (außer solche mit der. Zusatzleistung Wert­
angabe). Fiir :die Überlassung gelten die Bestimmungen· 
der Anlage 6. · 

{"6 
Verschluß 

(1) Briefe und Kfeingutsendungen müssen so ver­
schlossen sein, daß ohne' öffnen öder Beschädigen des 
Verschlusses kein Zugriff zum, Inhaltmöglich jst'. Drµck­
sachen, Wirtschaftsdnicksachen, PostWi'Utj:drucksachen 
und BUndensend,ungen sind. offen zu versenden. Spitze 
Metallklammern, Drahtheftklammern oder Büroklam­
mern dürfen nic;:ht als Verschlußmittel für Postsen-

.. dungen verwendet werdl;)n. 
• (2) Für den Verschluß· von Postsend,ungen mit .der 

Zusatzleistung.Wertangabe.gelten zusätzlich die im § 30; 
Abs. 5 festgel_egten Bestimmungen. 

. . (3) ;Hat sich der Verschluß einer Postsendung gelöst 
oder ist ihre Verpackul'.lg so .schadhaft geworden, daß 
det Inhalt zugänglich ist, stellt die Deut.sehe Post Ver­
pack4ng und Verschluß wieder her. Wenn di:e Deutsche 
Post für die betreffende Postsendung schai:Ienersatz� 
pflichtig ist, wird die Postsendiu,n.g geöffnet. und der 
Inhalt festgestellt. 

§ 7
Vordrucke 

(1) Hat die. peutsche Post die Verwendung von Vor­
drucken vorg�chrieben, sind die von ihr herausgege­
benen zu benutzen. Mit vorheriger Zustimmung . der 

· Deutschen Post.können Staatsorg,ane und Betriebe Vor­
drucke selbst herstellen oder herstellen lassen.

(2) Vordru�e sind deutlich und vollständig aus­
' zufüllen. Hinsichtlich der Schreibmittel gilt § 3 Abs. 5. 

-(3) Den Post.sendung�n beizufügende Vordrucke dür­
fen nicht mit Metallldammern befestigt werden. 

(4) Vonir'lldte; die nicht zur Aushänddgung an den
Absender oder Empfänger best.immt sind; verbleiben 
bei der Deutschen Post. 

. . 

§. 8 

Ausschluß von der. Postbeföfder:itng 

· (1) Von -der Postbeförderung sind ;ausgeschlossen: 
a) Postse:n,dungen, die gegen dte Versendungsbedin­

gurl:gen .dieser Anordnung,. gegen andere Rechtsvor­
schriften oder gegen ,die Grundsätze der ·sozialisti­

. sehen. Moral verstoßen, · 
b) Brief- und ·Kleingutsendungen mit güitigen in- und/

.· oder ausländischen Zahlungsmitteln '-. außer Ge­
denkmünzen -,

c) Brief- . und. Kleinguisendung, . für die nic;ht die· vor-: .
geschriebepe Sendungsart oder Zusatzleistung ver-
langt wii�d, . 

d) Postsendungen, die eine Gefahr für Personen und 
. Anlagen oder für andere Postsendungen bilden. 1?0-

. weit diese Anordnung ni:cht,s andE)res bestimmt, gilt 
das 1:>esonders für Postsendungen, -die auch nicht als

, Expreßgut .init der .Eisenbahn zllgelassen wären.
e) Kettensendungen.

(2) Vermutet die Deutsche Post in ein� Postsendung
Gegenstände, die von der Postbeförderung ausgeschlos­
seri sind, kann sii vom Absender die 'Angabe des In­
halts verlangen. Wird .die Inhaltsangabe verweigert 
oder bestehen . begründete Zw;eifel an der Richtigkeit 
der Angaben, wird die Postsendung nicht angenommen. 

§'9 
Fdlgen des Ausschlusses 

(1) Von der Postbeförderung ausgeschlossene Post­
sendungen werden nicht angenommen. Gelangen sie 

· dennoch · in den Postbetrieb, werden: sie nicht weiter-
befördert. . . . . . . . . 

• 

(2) Postsendungen, die. wegen Verstoßes gegen diese
Anordnung von' der Postbefövderung ausg,eschlossen 
sind, werden. an den Absel').d.er zurückgesandt, wenn· 
ndcht. eine gesetzliche Anzedge- oder Anbietungspflicht 
für Zahlup,gsmittel besteht oder Abs. 3 zutrifft. Post,;· 
sendungen, die wegen Ve-r;stoßes gegen andere Rechts­
vorschriften von der Postbeföpderung ausgeschlossen 
sind, wer-den dem für die Untersuchung zu.ständigen· 
Staatsorgan übergeben, · 

' 

. . 

(3) Gefahrb,rlngende 'Postsendul)gen werden: bis. ztir 
Dauer eines . Monats dort aufl:>ewahrt, . wo ihre Beför­
derung unterbrochen worden ist, wenn die · Aufbewah­
rung ohne unmittelbare Gefahr für die Beschäftigten 
und die Aniagen der· ]!)e1,1tschen Post oder für andere 
P<>Stseildungen· möglich ist. Der Absender wi:rd aufge­
fordert,, qie Postsendung innerhalb edner Frist äbzu- · 

. holen. Holt der Absender die . Postsendung nicht ab; 
wird sie dein zuständigen. Staatsorgan übergeben. Ist 
die Aufbewahrung mit Gefahr verQµnden, wird die 
POlltsendung vernichtet oder s_ogleich -dem zuständigen · 
Staatso:rgan übergebep. Der .Absender wird davon ver-
ständigt. 

. . . 

(4) Im Falle des Verlustes; der Beichä4igung oder 
der Inhaltsschmälerung ausge.schlossener Posts�md ungen 
hat der Absender keinen Schadenersatzanspruch;, er 
hat jedoch gemäß § 58. den Schaden zu ersetzen, · der 
durch solche Post�ndungen ve.r:ursacht worden ist. 
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Abschnitt II
Bestimmungen für die einzelnen Sendungs;&rten

§ 10
Briefe

(Ü Briefe sind verschlossene Postsendungen bis zum
Gewicht von 500 g.

(2) ;Für Briefe sind alle Zusatzleistungen - außer
Postzeitungsgut - zugelassen, . Briefe, die (}edenk-,
mtlnzen, Ec:ielmetalle, Edelsteine . und Perlen· sowie Ei;.'..
zeugnisse daraus, Gifte oder 8\1.chtmittel enthalten,
müssen mit. der Zusatzleist\lng ·. Wertangabe versandt
werden.

§ 11 

(1) Postkarten sind Postsendungen in rechteckiger
Form aus Steifpapier mit einer flächenbezogenen Masse

von mindE!4tens. 160 g/m3, die, ohne Umschlag versandt.
werden .und hinsichtli(:h iltrer Beschaffenheit staatlichen
Standards entsprechen. Aufklebrtmgen aus Papier sind
zugelassen.

. . 

. (2) Mit den Postkarten können Antwortkarten ver­
bunden sein. Diese Doppelkarten : müssen denen vori
der beutschen Post · herausgegebenen entsprechen. 

(3) Für Postkarten sind die Zusatzleistungen Eilsen­
·sendung, Einschreiben, Eigenhandf.ge Aushändigung,
Rückschein und Nachnahme zugelassen.

§ 12
Drucksachen • .

(1) Drucksachen· sind VervielfäIUgunken auf Papie;r ·
oder papierähnlichen Stoffen -bis Zum Gewicht von
500 g, die durch· Druck oder ein ähn1iclles Verfahren,
Belichtung oder Stempel hergestellt worden sind. EDV-

: Drucke,· Ausdrucke von Schreibautoma�n "und mit der
Schreibmaschine angefertigte Schriftstücke sowie als
Druck.schriften hergestellte · . Vervielfältigungen sind
keine ·nrucks�chen.

(2) ·Den Drucksachen können h,and- oder maschinen­
schriftlich die Absenderangabe, der Absendetag, eine
innere mit der äußeren übereinstimmende Anschrift
und die Unterschrift hinzugefügt werden: .

(3) Ferner ist zulässig, band- oder maschine�schrift­
lim

Druckfe,hl,er zu berichtigen, 
-'- Streichungen oder· Un,terstreichungen vorzunehmen,

sonstige Änderungen im· Wortlaut soWii� Nachtra­
gun.gen an beliebiger Stelle vorzunehmen; die Än­
derungen und Nachtragurigen dürfen jedoch zusam­
mengezählt nicht mehr als 5 Wörter oder Zahlen
umfassen un.d müssen in · leicht erkennbarem sach­
lichen· Zusammenhang tnit · der gedruckten Mittei­
lung stehen,
�uf Ansichtskarten 'usw. Mitteilungen.; Griiße, Wün­
sche, Danksagungen, Beileidsbezeugungeri oder an-

. dere Höflichkeitsformeln mit höchstens 5 Wörtern
zui:n✓

Ausdruck zu bringen. . . 
. 

(4) Drucksachen Sind offen. einzuLiefem. Als offen
gelten auch DrucksacheIJ mit einem leicht lösbaren und
wieder herzustellenden Verschluß oder unter Streif­
band.· Das Streifband muß -mindestens 140 mm breit
sein. Es darf nicht in die Drucksache eingerollt und
. nicht an ihr festgeklebt sein. Ansclnift · und Fteima­
chung müssen sich auf dem Streifband befinden. Die
Ans$rift muß die Bezeichnung „J?rucksache" enthalten.

(5) Ohne Umschlag versan,dte ein- oder zweiteilige
Drucksachen.karten müssen in Größe, Form und Papie·r­
stärke den Bestimmungen für P�stkarten · entsprechen;

sie sollen nicht die Bezeichnung „Postkarte" tragen.
Gefaltete Drucksachen oder mehr als zweitefüge Druck­
sachenkarten. sind nicht•. zugelassen.

(6) Für Druck�achen sind. die Zusatzleistungen Eil­
sendung und Nachnahme zugelassen; für Drucksachen
in Kartenform außerdem die Zusatzleistungen Ein�
schreiben, Eigenhändige Aushändigung und Rücksmein.

1 
• 

§ 13
Wirtschaftsdrucksachen•

(1) W.irtschaftsdrucksachen sind Drucksachen, bei de­
nen der Umfari..g hand- oder maschinenschriftlicher 
Änderungen sowie Nachtragungen innerhalb des ge-·
druckten Wortlauts riicht begrenzt lst. Die. Nachtra­
gungen müssen in sachlichem Zusammenhang mit dem
gedrudtten Text stehen. Zu\d,en·Wirtschaftsdrucksachen
zählen auch Rechnungen oder Lieferscheine auf Vor­
drucken ..

(2) .Wiitschafis'dtucksachen können Warenmuster
ohne Handelswert beigefügt werden. Sie müssen so 
verpackt· oder . befestigt sein,· daß. sie der Postsendung
nicht, entfallen und beim Stempeln nicht beschädigt
werden können.

(3). Die Anschrift muß die Bezeichnung „ Wirtschafts-
drucksache" enthalten.

(4) Für Wirts�haftsdrucks�chen sind .die Zusatzlei­
stungen Eilsendung und Nachnahme zugelassen.

§ 14
Postwurfdr11,cksachen

(1) ·Postwurfdrucksachen sind Drucksachen bis zum
Gewicht von. 50:g an alle Haushalte eines bestimmten
Territoriums. •Die Bestimmungen: des § 12 Abs. 5 gel-
ten nicht für PostWurfdruckSachen:

(2) Postwurfdrucksacheli · sind für jedes Postamt ge­
trennt verpackt mit dessen .Arischrift und Angabe der
Stückzahl einzuliefern.

(3) Die Freimachung kann auf der bei der Einliefe­
rung vorzulegenden Eirilieferungsliste oder auf den Ein-
zelstücken vorgenommen werden.

(4) Die Deutsche Post kann aus betrieblichen. Grün­
den die Annahme. von Postwurfdrucksachen ablehnen.

(5) .Postwurfdrucksachen· werden nicht nach- oder
ZUl"ückgesandt.

(6) Für Postwurfdrucksachen sind keine Zusatzlei­
stungen zugelassen:

§ 15
Blindensendungen

(1) · Blindensendungen · sind gebührenfr�ie Postsen­
dungen bis zum Gewimt von 7 kg, die von Blinden ein­
geliefert werden oder an ·Blinde gerichtet sind. Sie
können Nachrichten in Blindenschrift, unbeschriebenes
Blindenschriftpapier, Tonbänder und �cliallplatten ent­
halten ..

(2) Blindensendungen sind offen einzuliefern. Die An­
schrift darf nicht in Blindenschrift geschrieben sein
und muß die Bezeichnung „Blindensendung'' enthalten .

(3) Als Blindensendung eingelieferte Postsendungen,
die den Bestimmungen nicht entsprechen, werden dem

Absender zurückgegeben.
(4) Für Blindensendungen sind die Zusatzleistungen

Eilsendupg und Nachnahme zugelassen.
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(1) Päck:cb.en sind verschlossene Postsendungen bis
zum Gewicht von 2 kg, die von ·Bürgern :-eingeliefert 
werden: 

. . 

(2) Die Anschrift' mtiß die · Bezeichnung ,; Päckchen"
enthalten. 

(3) Für Päckchen sirid die Zusatzleist\'.mgen Eils.en­
durig, Einschreiben, . , Eigenhändige, Aushändigung, 
Rückscheh1 und· Nachnahm� zugelassen. 

§ 17,
Wirlschaftspickchen 

(1)- WirtschaftSpäckchen sind, verschlossen!=) Postsen­
dungen bis zum Gewicht von 2 kg, die von Absendern 
gemäß § 1' Abs, 2 Bucnitaben a, und b sowfe Abs. 3 des 
Gesetzes über das. Post- und Fernmeldewesen einge­
liefert werden. 

·(2) Die Anschrift muß die Bezeichnung „ Wirtschafts­
päckchen" enthalten .. · 

(3) Für Wirtschl;lftspäckchen sind die Zusatzleistun­
gen Eilsendung, Einschreiben, Eigenhändige Aushän­
digung, Riickschein; und Natjmahme zugelassen. 

§ 18
Pakete 

(1) Pakete sind verschlossene Postsendungen bis zum
G_ewicht von. 10 kg, die von Bürgern eingeliefert wer­
den.· 

(2) Pakete müssen mit einer Paketkarte eingeliefert
werden.' Die Anschrift und sonstige Vermerke auf dem 
Paket und auf der Paketkarte ·müssen übereinstimmen. 
Mehrere , Pakete, jeqöch höchstens fünf, können mit 

· einer Paketkarte eingeliefert werden, wenn sie an den- .
selben Empfänger gerichtet sind und keihe oder die
gleichen Zusatzleistungen - außer Wertangabe und
Nachnahme - verlangt wetdE,:m. Bei Paketen.mit diesen
Ztisatzleistungen ist für jedes Pakei eine Paketkarte
erforderlich.

(3) Die Anschrift auf Paketen und Paketkarten- muß
die Bezeichnung „Paket" 'enthalten.

(4) Für sperrige Pakete wird ein Gebührenzu�chlag
erhoben, Sperrig_- sind' Pakete, die
a) in einer Ausdehnung '1 000 mm . oder in deyi beiden

·größten _Ausdehnti,ngen zusammen ·1500 mm über­
schreiten,

b) sich nicht mit anderen l;'aketen zusammen stapeln
lassen (z. B. Körbe, Eimer, unverpackte Gegen:. 

stände),
c) lebende. Tiere enthalten.

(5) Für Pakete sind die Zusatzleistungen Eilsendung,
Wertangabe, Eigenhändige Aushändigung; Rücksqiein 
und. Nach�ahme ztigeiassen. 

(6) Pakete mit lebenden Tieren n:iüssen mit 'der ,Zu­
satzleistung Eilsendung versandt werden. Bei der Ein­
lieferung ist ein Veterföärzeugnis1 für 'die Tiere abzu­
geben. 

(7) P;1kete, die Gedenkmünzen, Edelmetalle, Edel­
steine und Perlen sowie Erzeugnisse • daraus, Scnuß­
waffen oder patronierte :Munition. gemäß Schußwaffen­
·verordnung vom 8 .. August 1968 (GBT. II Nr. 90 S. 699),
Schußgeräte und Kartuschen -gemäß Schußgeräteanord­
nung vom 14. August 1968 (GBL U Nr. 90 S. 704), Gifte

1 Gemäß Anlage 3 zur Vierten Durchfuhrungsbestim­
mung vom 14. November 1984 zur Tierseuchenvero�nung 
(GBI. I Nr. 37 S. 444). 

gemäß Gesetz vorn- 7. April 1977 über den Verkehr mit 
Giften- - Giftgesetz - (GBl. I Nr. 10 s: 103) oder Sucht­
mittel gemäß Gesetz vom 19. Dezember 1973 über den 
Verkehr mit Suchtmitteln - St1ch®ittelgesetz - (GB!. I 
Nr.,58 S. 572) enthalten,_ müssen mit der Zusatzleistung 
Wertangabe versandt werden. · 

§ 19
Wirtschaftspakete 

(1) Wirtschaftspakete sind. verschlossene Postsendun-, 

gen bis zum Gewicht von 10 kg, die von Absendern ge­
mäß § 1 Abs .. 2 Buchstaben a und b sowie Abs. 3 des 
Gesetzes über das Post- und Fernmeldewesen einge-
liefert werden. · ·· ' · 

•,_ (2) Die Anschrift auf_ Wirtschaftspaketen muß griin 
umrandet sein und die Bezeichnung „ Wirtschaftspaket'"
enthalten. · · · · 

(3) Wirtschaftspakete können im Selbstbucherver'­
fahren nach den Bestimmungen der Anlage 7 einge­
liefert werden .. Witd ds1s Selbstbuchetverfahren nicht 
anMwandt; gelten die Bestimmungen des § 18 Abs. 3. 

(4) Für sperrige Wirtschaftspakete gelten die Bestim.-

mungen des § 18 Abs. 4. 
· · · 

(5) Für Wirtschaftspakete sind die Zusatzleistungen
Eilsendung,· Postzeitungsgut; Wertangabe, Eigenhändige 
Aushändigung, Rückscl}ein und Nachnahme zugelassen .. 

(6) . Die. Bestimmµngen des § 18 Absätze 6 und 7
gelten auch für Wirtschaftspakete. B�i Wirtschaftspa­
keten, qie Gifte, Suchtmittel oder radioaktive Stoffe 
.enthalten, muß die Wertangabe mehr als 1 000 M be­
tragen: 

§ 20
Poststüclte 

(1) Poststücke sind verschlossene Postsendungen bis
zum . Gewicht von 25 kg, di� die Deutsche Post nach 
den Bestimmungen der Anlage 8 mit· Landkraftposten 
. befördert. 

(2) Flir Poststücke sind keine .
Z

usatzleistungen zu�
gelassen. 

§ 21
Postanweisungen 

(1) Postanweisungen sind Postsendungen, durch. die
Geldbeträge bis l 000 M mit einem Vordruck zur Aus­

., zahlung ah einen Empfänger übermittelt werden. 
• (3) Postanweisungen werden auf Verlangen des Ab­

senders telegrafisch übermittelt ·und am Bestimmungs­
ort wie Telegramme zugestellt. Dafür ist der Vordruck 
telegrafische Postanweisung zu verwenden. Die Höhe 
des. 'Betrages ist nicht 'J)egrenzt.. Telegrammkurzan'-
schriften sind nicht zulässig. 

' · 

· (3) Ist in den Vordrucken. der_ Raum für die Angabe
des Betrages in Ziffern und Buchstaben nicht voll­
ständig ausgefüllt, sind die leeren Stellen so zu schlie­
ßen, daß keine Nachtragungen möglich sind. Vordrucke, 
auf deren Hauptteil der Betrag oder die Anschrift des 
Empfängers geändert ·sind; werden nicht angen.ornmen. 

•(4) Der Empfängerabschnitt der·Poi,tanweisung. kann 
kurze Mitteilungen enthalten.' ' · 

(5) I� das Oberweisungstelegramm telegrafischer
Postanweisungen ·können weitere . Mitteilungen ·auf-
genommen werden. 

(6) Für Postanweisungen sincl die Zusatzleistungen
Eilsendung und Eigenhändige Aushändigµng zugelas­
sen. Für telegrafische Postanweisungen · ist nur die 
ZU.Satzleistung Eigenhändige Aushändigung zugelassen. 
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§ 22 \.
Zah.lull.g$a�w.eis��gen 

''-

(1) Zahlungsanweisungen: sind Postsendungen, durch
die das Postscheckamt den von einem Posts-checkkohto
oder Postspargirokonto . abgebucht.en Betrag zur Aus­
zahiung an den im Auftrag genannt.en ":Empfänger über­
mittelt. Die Höhe des Betrages isf nicht begrenzt.

(2) Zahlungsanweisungen Werden auf Verla�en cles
Absenders telegrafliSch ·· übermittelt und am Bestim­
mungsort wie Telegramme° zugestellt (telgtafische·Zap-
lungsanwelsung).· " · · · _ · · 

(3) Für'Zahl�ngsarri.veisung;n sind die Zusatzleistun,­
gen Eilsendung. und Eigenhändige. Aushän<iigung zuge­
las.<jen, Für telegrafische . Zahlungsanweisungen ist nur
die Zusatzleistung Eigenhändige AuS"händigt.mg zuge-,
lassen. · · · · · · · · · 

§ 23
ZaJllka�ell

.(1) Zahlkar�n sind P6stsendungen; durdl die Geld�
beträge mit · einem Vordruck zur Gutschrift auf .ein 

"Postscheckkonto· öder Post!JpargiTT>konto übermittelt.•
werderi. Die Höhe des. Betrages ist nicht begrenzt.
, (2) _ Zahlk;arten werden. "auf Verfangen des ·Absenders

telegrafisch übermittelt: Dafür ist der Vordruck tele­
grafische Zahlkarte zu veri.venden.

(3) Die Bestimmungen des § 21 Abs. 3 gelten auch
fül' Zahlkarten - urid •telegraffsche Zahlkarten. -

(4) Pe�' Zahlungsgrund ist' nach ·den dafür geltenden
· Rechtsvorschriften2 zu cödiereri, der konstante Teil des
Zahlungsgrundes muß· angegeben werden.

(5) Für Zahlkarten sind keine Zusatzleistungen zu­
gelassen.

§ 24
Einzah,luri1rsauftrige

(1) Einzahlungsaufträge sind Postsendungen, durch
die Geldbeträge mit einem Vordruck zur Gutschri!t
auf ein Konto ·beim kontofühtenden Geld- und Kredit­
institut übemiittelt werden. Die Höhe des Betrages ist

. n-icht · begrenzt. · · 
(2) Die Bestimmungen der §§ 21 Abs. 3 und 23· Abs. 4

gelten aµch für Einzahlungsaufträge.
. l3) Für Einzahlungsaufträge sind keine Zusatzlei­
stungen �ugelassen.

Abschnitt III
·Zusatzlelst�geo·

§ 25
· ilrien der Zusatzleist:ungen

. 

. 

· Die I>eutsche Post führt bei der. Befö11derung von
· Postst;!hd'ungen folgende Zusatzleistungen aus:
a) zur BesclJ.leUnigung

EÜsendung
- Bahnhofssendung
- Postzeitungsgut,

b) zur erhöhten Sicherheit
Einschreiben
Wertangabe.

- Eigenhändige Aushändigung,

2 Anordnung vom .12. Mai 1970 über die Nutzung der
elekfronischen Datenverarbeitung Im Zahlungsverkehr -

. Codierung des Zahlungsgrundes.;_ (GBI.11 Nr. 43 S. 317).

c) zu anderen Zwecken
ZusteUungsurkunde.
Rücks$ein
Nachnahme.

§ 26·
�ilsend:ung

(1) Postsendungen mit der Zusatzleistung Eilsendung
werden vorrangig bearbeitet und mit den schnellsten
Postverbindungen. befördert;. Sie; werden am Eingangs­
tag während der Die'nstbereitschaft des Bestimmungs­
p_ostarntes ausgehändigt. Die Aushändigung erfolgt je
nach der Zeit des Eingangs der Postsendung entweder
gemeinsam mit. der regelmäßigen Aushändigung der
anderen Postsendungen oder Presseerzeugnisse über
Hausbriefkästen oder Zustella�en öder durch be­
sonderen Boten an der Wohnung oder in den Ge­
schäftsräumen. Postsen<;iungeri mit lebenden . Tieren
werden immer durch besonderen Boten ausgehändJgt .

. · --

(2) Für Postwurfdr1icksachen, Poststücke, Zahlkarten,
Einzahlungsaufträge und Postsendungen mit den Zu­
satzleistungen Bahnhofssendung; Postzeitungsgut und
Zustellungsurkunde ist die Zusatzleistung Eilsendung
nicht zugelassen. Pakete und Wirtschaftspakete mit
lebenden Tier�n müssen mit der Zusatzle,Lstung Eil-

, , sendung vers·andt werden.
(3), Die Postsendungen sind durch den Vermerk „Eil-

sendung" zu kennzeichnen. · 

(4) Auch für die Aushändigung von Postsendungen
mit der Zusatzleistung Eilsendung· gelten die §§ 38, 40
und 47.

• § 27
Bahnhofssendung

(1) Postsendl\ngen: mit der· Zusatzleistung Bahnhofs­
sendung werden zur vereirtbart.en Ze-it an einem be­
stimmten Ort eingeliefert bzw. ausgehändigt. Zwischen
dem Absender und der Deutschen Post wird eine der
bestehenden Postverbindungen für die Beförderung der
jeweiligen Postsendungen schriftlich vereinbart.

(2) Briefe mit der Zusatzleistung Bahnhofssendung
sind bis zum Gewicht 'von 5 kg .zulässig. Andere Sen­
dungsarten und Zusatzleistungen sind nicht zugelassen.

(3) Der Versand ist spätestens 10 T.age vor der ersten
Einlieferung beim Eihlieferungspostamt zu beantragen,
Dem Ein_lieferer und dem Empfänger werden Aus­
weise ausgestellt, die zum Einliefern bzw. Abholen
berechtigen. Briefe mit. der Zusatzleist\.mg Bahnhofs­
sendüng können · regelmäßig. oder nach Beda.rf einge­
liefert werden.

(4) Die Postsendungen:müs-sen um die Anschrift einen
breiten roten Streifen• tr�en. Sie sind mit dem Ver­
merk „Bahnhofssendung" zu kennzeichnen. Die ver­
einbarte Postverbindung hat der Absender in der An.­
schrift · zu vermerken.

§ 28
Postzeitungsgut

(1) Postsendungen mit der Zusatzleistung Postzei­
tungsgut können von gesellschaftlichen · Organisationen
und Verlagen eingeliefert werden. Sie. können Presse­
erzeugnisse und . andere Druckerzeugnisse enthaiten.

- _ Es gelten die Bestimmungen des § 27 , AJ:?s. L _ 
(2) Wirtschaftspakete mit de� Zusatzleistung Post­

zeitungsgut sind bfs zum Gewicht von 1.0 kg zulässig ..
Andere Sendungsarten und· Zusatzleistungen sind nicht
zugelassen
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(3) Der Versand ist spätestens 10 Tage vbr der _ersten
Einlieferung beim Einlieferungspostamt schriftlich zu 
beantragen. Wirtschaftspakete mit der'. Zusatzleistung 
Postzeitungsgut können regelmäßig oder nam Bedarf 
eingeliefert werden. 

(4) Die Postsendungen sind durch den Vermerk „Post­
zeitungsgut" zu kenn,zeichnen. Der Anschriftaufklebe­

' zettel muß mlt einem bre.iten roten Kreis versehen 
sein, in · dem der A-bsender die vereinl:>arte · Postver­
bindung 2lU vermerken -hat.' 

§ 29
Einschreiben 

(1) Postsendungen �it der Zusatzleistung Einschrei­
ben werden · gegen Einlieferungsbescheinigung ange­
nomen. Die A,ushändigung _wird nachgew.iesen. 

(2) Für Drucksachen --außer in Kartenform -, Wirt­
smaftsdrucksachen, Postwur:l:drucki,achen, Blindensen­
dungen, Pakete und Wirtschaftspakete, · Poststücke, 
<;}eldüpermittlungssendwigen und Po,sisendmigen mit 
den . ,Zttstitzleistungen. Bahnhofssendung,. Postzeitungs­
gut,-· We:i:taIJ.gabe und Zustellungsurkunde ist die Zu­
satzleistwig Einscllreibep nicht .zugelassen. 

(3) .Die Postsendunge:11 sind durch den Vermerk „Ein-
schreiben" zukennzeichnen. 

§ 30

_ Wertangabe 
(1) Postsendungen mit der Zu�at2:leistung Wertangabe

werden gegen -Ei:rilieferwigsbescheinigung angenommen 
und gegen Empfa.ngsbescl:ieinigwig. ausgehänqigt.. Sie 
werden von der Einlieferung bis zur 'Aushändigung 
nachgewiE?sen. 

(2) Für Postkarten,_ Drucksachen, Wirtschaftsdruck­
sachen, Postw:urfdrucksachen; Blindensendungen, Päck- -
chen und Wirtschaftspäckchen,· Poststücke, Geldüber­
mittlungssendungen und ;l?ostsendun�n .mit den Zu­
satzleistungen Bajlnp.öfssendung, - Pc;istieitun:gsgut, Ein­
schreiben Und Zustellungsui-kunde ,ist.· die Zusatzlei­
stung Wertangabe nicht zugelasl,eI). Postsendungen, die 
Gedenk:rnünzen, Edelmetalle, Edelsteine und Perlen 
sowie Erzeugnisse dai;aus, Schußwaffen und patronierte 
Munition, Schüßgeräte und Kartuschen, Gifte, Sucht­
mittel oder radioaktive Stoffe enthalten, :müssen mit 
der Zusatzleistung Wertangabe 'versandt. werden. 

(3) Die Postsendungen sirid durch den_ Vermerk
,,Wert" und den dahinterih Ziffern ab.zugebenden Be­
trag zu kennzeichnen, 

(4) Die VerpackuBg vori Pcistsendwigen mit der Zu
satzleistung· Wertangabe muß aus haltbarem- Material 
bestehen, das - keine· Beschädigungen· oder Aufdrucke 
aufy.reist. Aufklebungen sind - außer bei Briefen mit 
einer Wertangabe bis 500 M ...,. nicht zugelassen. Brief­
umschläge, Beutel; Papierwnhülltungen -und der· ver­
wendete Bindfaden müssen aus einem Stück.sein. Beu­
tel durferi außen keine Naht haben. Der zu ihrem 
Verschl�ß verwendete Bindfaden muß durch deti Krqpf 
hindurch.gesteckt • und s.traff gezogen werden. Fenster­
briefumschläge sind· nicht zugelassen. 

(5) Postsendungen .· mit der Zusatzleistung Wertan­
gabe - außer Briefe mit einer Wertangabe b4; 500 ivr -
sind mit Siegellack -oder Plomben .. :ziu versiegeln. Das 
Siegel muß. das Gepräge . eines Namens oder eines an-. 
deren besonderen Merkmals•· tragen. Gültige Münzen 
oder im allgemeinen Gebrauch befindliche Gegenstände 
dürfen zum Prägen der Siegelabdrucke nicllt verwendet 
werden. Es sind so v.iele Abdrucke desselben Siegels 
anzubringen, daß ohne sichtbare Beschädigung „ der 

Verpackwig oder der Siegelabdrucke kein Zugriff zum 
Inhalt möglich ist.. Die Siegelabdrucke müssen .bei 
Briefumschlägen alle Umschlagklappen · und bei ver­
nähten Postsendungen Anfang. und Ende des . Nähfa­
dens treffen. Bei verschnürten Beuteln sind der Kno­
ten - und di� Schnuren.den' zµ. siegeln. 

§ '31

Eigenhändige A11shändigung 
(1) Postsendungen mit der Zusatzleistwig_ Eigenhän­

dige Aushändigwig werden nur eiern Empfänger selbst 
oder seinem Postbevollmächtigten ausgehändigt, wenn 
sich die Postvollmacht auch auf derartige Postsen­
dungen erstreckt. 

(2). Für Briefsendungen (außer Briefe mit Zu-stei­
iüqgsurkuride) und Päckchen sowie Wirtschaftspäckchen 
ohrie die Zusatzleistungen Einschreiben oder Wertan­
gabe, Poststücke, Zahlkarteh 'und Einzahlungsaufträge 
sowie Postsendungen mit den Zusatzleistungen Bahn­
hofssendung und Postzeitungsgut ist die Zusatzleistll?lg 
EigE,n.händige . Aushändigung. nicht, zugelassen, ..

(3) Die Postsendungen sind durch den Vermerk „Ei-·
genhändig" zu kennzeichnen. · 

§ 32
Zustellungsurkunde ·· 

(1) Postsendungen mit der Zusatzleistung Zustel�
lungsurkunde werden unter Beurkundung ausgehän­
digt. Auf der Zust.ellungsurkunde werden Ort und Tag 
sowie Art der Aushändigung - bei Briefen mit der 
Zusatzleistung· Eigenhändige · A,us};ländigung Ort und 
Tag der Benachrichtigung - durch Unterschrift des 
Mitarbeiters der Deutschen Post beurkundet. Auf dem 
Brief wir:d der Tag der Aushändigung vermerkt. Die 
Zustellungsurkunde wird wiverzüglich nach der -Aus­
händigung dem A�sender des Briefes .zugesandt. 

(2) Die Zusatzleistung Zustenungsurkunde ,ist nur
für Briefe zugelassen. 

(3) Neben der zusii.tzleistung Zustellungsurkunde ist
nur die Zusatzleistung Eigenhändige Aushändigung zuc. 

gelassen. 
· · 

(4) Die Postsendungen'sirid durch den Verm�rk ,;zu­
stellungsurlmnde" zu kennzeichnen. 

(5) Der Absender' hat dem Br.ief einen vorbereitetep
Vtirdruck „Zustellungsurkunde" beizufügen. 

§ 33 .
Rückschein 

(1) Bei Postsel).dungen mit der Zusatzleistung. Rück­
schein .wird dem Absender die Einpfal).gsbescheinigwig 
des Empfängers (Rückschein) übersandt. 

._ (2), Für BriE,ifsendungen, __ Päckchen. und -Wirtschafi� 
päckche:t:J. ohne,die Zusatzleistungen •Einschreiben oder 
Wertangabe, Poststücke, . GeldµbermHtlUngssendmigen 
sowie Postsendungen mit den Zusatzleisttjngen, Bahh­
liofssendung; Postzeitungsgl!,t ·-und Zustellungsurkwide 
ist die Zusatzleistung Rückschein ,picht zugelassen. 

(3) Die· Postsendwige11 sind .durch den Vermerk
,,Rückschein•• zu kennzeichnen. 

· ' · • · 

(4) Der .Absender hat der Postsendung einen :vor­
bereiteten· Vordruck „Rückscllein" beizufügen. · 

§ 3_4 
Nachnahme 

(1) Postsendungen mit der Zusatzleistung Nachnah­
me werden gegen Einlieferungsbescheinigung ange­
nommen und unter gleichzeitiger Einziehung des vom 
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Absender ang,egebenen Geldbetrages (Nachnahme) bis 
zur Höhe von 1 000 M ausgehändigt. Der eingezogene 
Betrag· w}rd dem auf der Ge1dübermittlungssendung 
angege_benen Empfänger übermittelt. 

(2) Für Postwurfdrucksachen, Poststücke, Geldüber­
mittlungssendungen und Postsendungen mit den Zu­
satzleistungen B�hnhofssendung, Postzeitungsgut und 
Zustellungsurkunde_ ist tlie Zusatzleistung Nachnahme 
nicht zugelassen. 

(3) Die Postsendungen sind durch i;len Vermerk 
„Nachnahme" und den dahinter .in Ziffern angegebenen 
Betrag zu kennzeichnen. Soll der Nachnahmebetrag 
durch Zahlkarte oder Einzahlungsauftrag übermittelt 
werden, ,sind ;mf der .Anschriftseite außerdem die 
Koi;itobezeicl;murig des Gutschriftempfängers und der 
codierte Zahlungsgrund anzugeben. 

(4) Der Absender hat ·der Postsendung eine ausge­
füllte, freigemachte Geldübermittlungssendung zur 
Übermittlung des Nachnahmebetrages beizufügen. Bei 
Paketen und Wirtschaftspaketen sind die von der Deut­
sch,en Post herausgegebenen Nachnahmepaketkarten zu 
verwenden. 

Abschnitt IV 
Einlieferung und Aushändigung 

§ 3.5
Einlieferung 

(1) Postsendungen sind über Briefkästen oder Selbst­
bedienungseinrichtungen oder am· Schalter ejnzuliefern. 

(2) Große Mengen von Briefsendungen und durch
Absenderfreistempler freigemachte Postsendungen sind 
an .den dafür vorgesehenen Annahmestellen einzu­
liefern. 

(3) Die Deutsche Post kann von Staatsorganen und 
Betrieben verlangen, daß die Einliefevµng großer Men­
gen von Postsendungen angemeldet wird, daß Post­
sendungell iur Einlieferung vorbereitet werden (Selbst­
buchen nach Anlage 7) und das bestimmte Postsen-

.( dungen nur bei festgelegten Postämtern eingeliefert 
werden. 

§ 36
Einliefenmgsbescheinigung 

(1) Die Einlieferung von Postsendungen, für die die 
Deutsche Post schaden'.ersatzpflichtig i_st, wird gebüh­
renfrei bescheinigt. 

(2) Die Belege sollen vom Einlieferer vorbereitet 
werden. Sie dürfen nicht mit Bleistift ausgefüllt wer­
den. 

§ 37 
Zurückziehen von Postsendungen 

(1) Postsendungen können vom Absender zurückge­
zogen werden,. solange sie dem Empfänger noch nicht 
ausgehändigt wurden bzw. bei Zahlkarten der Betrag 
dem Postscheckkonto oder Postspargirokonto nicht gut­
geschrieben ist. 

(2) Das Zurückziehen ist beim Einlieferungspostamt 
zu beantragen. E'inlieferungsbescheinigungen sind vor­
zulegen. 

(3) Das Verlangen wird telegrafisch übermittelt, 
wenn die Postsendung beim Einlieferungspostamt 
nicht mehr vorliegt. 

§ 38

. Grundsätze der Aushändigung 
(1) Die Deutsche Post händigt Postsendungen aus

a) über Hausbriefkästen oder Zustellanlagen (Brief-
und Paketzustellanlagen),

b) am Schalter,
c) über Postschließfächer,
d) an der Wohnung oder in den Geschäftsräumen.

(2) Die Aushändigung über Hausbriefkästen erfolgt 
grundsätzlich in Wohngrundstücken, die auf öffentli­
chen Wegen mit Kraftfahrzeugen erreicht werden kön­
nen und die sich innerhalb der geschlossenen Ortslage 
befinden. Sofern von der Deutschen Post Zustellanlagen 
errichte.t werden, entfällt die Aushändigung ü_ber Haus­
briefkästen, an der Wohnung oder in den Geschäfts­
räumen bis auf die im § 43 genannten Fälle .. 

(3) Die 4eit und die Art und Weise der Atishändi­
gung werden . von der Deutschen Post in Abhängigkeit 
von den örtlichen Gegebenheiten festgelegt. Die Deut­
•sche Post kann ·von Staatsorganen und. Betrieben ver­
langen, daß über · die Aushändigung Vereinbarungen 
abgeschlossen werden. Sie kann insbesondere verlangen, 
daß die Postsendungen am Schalter in Empfang ge-
nommen werden. 

(4) Die Deutsche Post kann verlangen, daß der Emp­
fänger Odfr der andere Empfangsberechtigte den Emp­
fang der Postsendung oder des Betrages durch Unter­
schrift bestätigt. 

(5) Die Deutsche -Post ist. berechtigt, Postsendungen
und Beträge zu Post- und Zahlungsanweisungen an die 
in den §§'41, 43 und 44 genannten ,anderen Empfangs-· 
berechtigten auszuhändigen bzw. auszuzahlen. 

§ 39 

Aushändigung über Hausbriefkästen oder Zustell­
anlagen 

(1) Durch die Rechtsträger; Eigentümer und Verfü­
gungsberechtigten von Wohngebäuden sind in der Nähe 
der Haus- oder Grundstückseingänge für alle Haus­
halte funktionstüchtige Hausbr,iefkästen anzubringen. 
Hausbriefkästen sind mit. Namensschildern zu ver­
sehen, auf denen 'die Wohnungsnummer und die Fa­
miliennamen anzugeben sind. 

(2) Funktionstüch.tig ist ein Hausbriefkasten, wenn
die in der Anlage 9 festgelegten Bestimmungen ein­
gehalten sind. Darüber hinaus muß er verschlossen und 
so beschaffen sein, daß die eingelegten Postsendungen 
und Presseerzeugnisse nicht von Unbefugten entnom­
men werden können. 

(3) Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Aushän­
digung von Postsendungen und -Presseerzeugnissen sind 
für den Neubau mehr- und vielgeschossiger Wohnge­
bäude die Aufst'ellungsorte der Hausbriefkastenanlagen 
und die Anwendung standardisierter Hausbriefkästen 
bzw. Hausbriefkasteneinheiten mit der Deutschen Post 
abzustimmen, Die Abstimmung .ist bei der Erarbeitung 
a) neuer Erzeugnisse des mehr- und vielgeschossigen 

Wohnungsbaus als Serienerzeugnis durch· den Er­
zeugnisprojektanteri in der Entwicklungsphase mit 
der zuständigen wissenschaftlich-technischen Ein­
richtung der Deutschen Pdst3, 

b) individueller Projektlösungen des mehr- und viel­
geschossigen' Wohnungsbaus durch die Projektie­
rungseinrichtung im Prozeß der Vorbereitung der 

:i Deutsche Post, Post- und Fernmeldewesen 
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· Investitionen mit der zuständigen· Bezirksdirektion 
der Deutschen Post 

' vorzunehmen. 
(4) Über Hausbriefkästen oder Zustellanlagen werden 

ausgehändigt: 
a) Brief- und Kleingutsendungen ohne Zusatzleistun­

gen, 
b) Brief- und Kleingutsendungen mit der Zusatzlei­

stung Eilsendung (außer Pakete und Wirtschafts-. 
pakete mit lebenden Tieren), 

c) Briefe mit der Zusatzleistung_ Zustellungsurkunde, 
d) Briefsendungen, Päckchen und Wirtschaftspäckchen 

mit der· Zusatzleistung Einschreiben, 
e) Post- und · Zahlungsanweisungen (außer telegra-

fische). 
(5) Empfänger von Brief- und Kleingutsendungen 

mit den Zusatzleistungen Wertangabe, Eigen.händige 
Aushändigung, Rückschein und Nachnahme sow,ie von 
Postsendungen mit Nachgebühren erhalten Benachrich­
tigungen. Das gleiche gilt für Brtef- und Kleingutsen­
dungen,. die wegen ihrer 13-eschaffenheit nicht über 
Hausbri�fkästen oder Zustellanlagen ausgehändigt wer­
den können und für Kleingutsendungen in Orten, in; 
denen die .Deutsche Post keine Paketzustellanlagen 

· errichtet hat. 

§ 40

Aushändigung an Empfänger auf Campingplätzen, 
in K'leingartenanlagen, in Wochenend- und Ferien­

, siedlungen 

(1) Postsendungen an Empfänger auf Campingplät­
zen werden wie Postsendungen rriit dem Vermerk 
,, postlagernd" am Schalter ausgehändigt. 

(2) Postsendungen an Empfänger in ständig bewohn­
ten Grundstücken in Kleingartenanlagen, Wochenend­
und Feriensiedlungen wer,den °über Hausbriefkästen 
oder Zustellanlägen ausgehändigt. 

(3) Postsendungen an Empfänger in zeitweilig, aber 
längerfristig bewohnten Grundstücken in Kleingarten­
anlagen, Wochenend- und Feriensiedlungen (Saison­
wohnungen) werden über Zustellanlagen ausgehändigt, 
wenn die Grundstücke auf befahrbaren Straßen und 
Wegen mit Kraftfahrzeugen erreicht werden können 
und nicht mit den Empfängern oder Vorständen der 
Siedlergemeinschaften andere Regelungen vereinbart 
wurden. 

(4) Postsendungen an Empfänger in .zeitweilig;· aber 
kurzfristig bewohnten Grundstücken in Kleingarten­
anlagen, Wochenend- m;1d Feriensiedlungen werden am 
Schalter ausg,ehändigt, wenn nicht mit den Empfän­
gern oder Vorständen der Siedlergemeinschaften an­
dere' Regelungen vereinbart wurden. 

§ 41

'Aushändigung am Schalter 
. 

'

(1) Am Schalter werden ausgehändigt: 
a) Postsendungen, deren Aushändigung am Schalter 

-vereinbart worden ist (Abholerklärung), 
b) Postsendungen, von deren Eingang der Empfänger 

benachrichtigt worden ist, 
c) Postsendungen mit dem V:ermerk „postlagernd". 

(2) Am Schalter werden Postsendungen und Beträge 
zu Post-· und Zahlungsanweisungen an den Empfänger 
selbst oder den Postbevollmächtigten ausgehändigt bzw. 
ausgezahlt. Beträge zu postlagernden Post- uiid Zah­
lungsanweisungen werden nur dem Em,pfänger selbst 
ausgezahlt. Briefsendungen, Päckchen und Wirtschafts­
päckchen ohne die Zusatzleistungen Einschreiben oder 
Wertangabe können dem ausgehändigt werden, der sie 
abfordert bzw. die Benachrichtigung vorlegt. 

§ 42 
Aushändigung über Postschließfächer 

(1) Die Deutsche Post erläßt Postschließfächer nach 
den Bestimmungen der Anlage 10. 

(2)_ Über Postschließfächer werden ausgehändigt: 
a) Briefsendungen, Päckchen und Wirtschaftspäckchen 

ohne Zusatzleistungen, 
b) Briefe mit der Zusatzleistung Zustellungsurkunde! 
c) Briefsendungen, Päckchen und Wirtschaftspäckchen· 

mit den Zusatzleistungen Eilsendung und Ein­
schreiben, 

d) Po�t- und Zahlungsanweisungen. 
(3) Für Postsendungen mit den Zusatzleistungen 

Wertangabe, �igerihändige Aushändigung, Rückschein 
oder Nachnahme, für Postsendungen mit Nachgebühren 
sowie für Pakete und Wirtschaftspakete werden Be­
nachrich t1gungen eingelegt. Das gleiche gilt für Brief­
sendungen, Päckchen und Wirtschaftspäckchen, die we­
gen ihrer Beschaffenheit nicht über Postschließfächer 
ausgehändigt werden · können. 

·§ 43

Aushändigung an der Wohnung 
oder in den Geschäftsräumen 

(1) An der Wohnung oder in den Geschäftsräumen 
werden ausgehändigt bzw. ausgezahlt: 
a) Beträge zu telegrafischen Post- und Zahlungsan­

weisungen, 
b) Brief- und Kleingutsendungen sowie Beträge zu 

Post- und Zahlungsanweisungen mit der Zusatz­
leistung Eilsendung, wenn sie durch besonderen
Boten ausgehändigt werden, 

c) Kleingutsendungen in Orten ohne Paketzustellan­
lagen nach örtlicher Festlegung. 

(2) Wird der Empfänger in der Wohnung nicht an­
getroffen, wird wie folgt ausgehändigt bzw. ausge­
zahlt: 
a) Beträge zu Post- 1,md Zahlungsanweisungen sowie 

Postsendungen mit der Zusatzleistung Wertangabe 
an einen Bürger mit eigenem Personaldokument 
der sich in der Wohnung d_ef! Empfängers aufhält: 

b) Briefsendungen mit den Zusatzleistungen Eilsendung 
und Einschreiben an einen Bürger, der sich in der 
Wohnung des Empfängers aufhält oder über Haus­
briefkasten, 

c) Kleingutsendungen an einen Bürger, der sich in der
Wohnung des Em�fängers aufhält oder an �inen
Bürger mit eigenem Personaldokument im gle,ichen
oder benachbarten Wohnhaus. 

(3) In den Geschäftsräumen werden Postsendungen 
de� Postbevollmächtigten ausgehändigt. Dais gilt auch 
für die Auszahlung von Beträgen :zru Post- und Zah­
lungsanweisungen. Wird der Postbevollmächtigte nicht 
angetroffen, werden Briefsendungen mit den Zusatz­
leistungen Eilsendung und Einschreiben an. eiinen Mit­
arbeiter des Staatsorgans oder Betriebes · oder über 
Hausbriefkasten, Kleingutsendungen a)J einen Mitar­
beiter des Staatsorgans oder Betriebes ausgehändigt. 

(4) Ist die Aushändi�ng an den Empfänger, den 
Postbevollmäch1Jigten bzw. an die, in den Absrtzen 2 
und. 3 geannten anderen Empfangsberechtigten nicht 
möglich, werden Beträge zu Post- und Zahlungsanwei­
sungen, Briefe mit, der Zusatzleistung Wertangabe so­
w:ie Kleingutsendungen auf Grund von Benachrichti­
gungen am Schalter ausgehändigt. 

§ 44

Postvollmacht 

(1) Staatsorgane und Betriebe haben Postvollmacht 
zu erteilen. Soweit Postsendungen an solche E�pfän-
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ger nicht über Hausbriefkästen, Zustellanlagen oder 
Postschlieijfächer ausgehändigt werden,. erhält sie der 
lnhaber der Postvollmacht. Das gilt auch für die Aus­
zahlung ·von Bettägen zu Post:- : und Zahlungsanwei­
sungen. 

(2) Postsendungen � außer solche i:nit der Zusatz­
leistung Eigenhändige Aushändigung - an Bürgl:)r in 
Betrieben, Heimert, Hotels, Inteinatei;i, K;rankenhäusern, 
Anstalten und ähnlichen Einrichtungen werden dem 
Postbevollmächtigten der FJinrichtung at;tsgehändigt. 

(3) Bürger können Postvoll:ipaclit erteilen.
(4) Postvollmachten sind auf. ·den von der Deutschen

Post herij.usge,gebenen Vordrucken zu erteilen. 
(5). Bei der Aushändigung am Scl)alter gilt als Post­

vollmacht· auch die Benachrichtigung bzw; die Post-
. oder· Zahlungsanweisung, · wenn der Familienname 
..,. zutreft'enaenfalls auch der Geburtsn� -•.oder die 
Wohnanschrift des Vorlegers mit den Emi)fängeran­
gaben auf der Postsendung übereinstimmt (verein­
fachte Postvollmacht). Oll;! verei,nfachte Postvollmacht.· 
berechtigt nicht zlirn Empfang von .Postsen,dungen mit 
einer Wertangabe über 500 M, Postsendungen mit der 

· · Zusatzleis�ung Eigerihändige Aushändigung und Be­
trägen zu Post- und Zahlungsanweisungen über 500 M ..

§ 45
. Lagertdsten 

(1) In Paketzustellanlagen eingelegte Kleingutsen­
dungeri sind innerhal� von: 10 'Tagen zu .entnehmen. 

(2) Am Schalter auszuhändigende PostsenQ.ungen
werden 15 Ta,ge aufbewahrt. Die Deutsche Post kann • 
von Staatsorganen ull,d Betrieben· ve_rlangen, daß .· die. 
Postseridi.mgen inkürzerer Frist abgeholt werden. Pa­
kete_ und, Wirtschaftspakete. nilt lebenden Tieren · wer� 
den 24 Stµnden aufbewahrt. 

(3) Postsendungen mit dem Vermerk „postlagernd"
V\l'erden l Monat, solche mit der ,Zusatzleistung Nach­
nahme 15 Tage und Pakete sowi-e Wirtschaftspakete 
niit lebenden Tieren gemäß Abs. 2. 24 Stunden· auf-
bewahrt. 

. . . ' 

§ 46
Aushändigung von Postsendungen 

mit ungen11uer Anschrift 
(1) Postsendungen .mit 11ngenauer Ansch11ift werden

ausgehändigt, wenn der Empfänger für die Deutsche 
.Post. hinreichend_ deutlich zu ,erkennen ist. 

(2) • Sind in der Anschrift mehrere Personen oder ist
eine Gruppe voi1 Personen ,als Empfänger genannt, 
kann die Postsendung an jede der genannten Personen 
oder an jede der Gruppe angehörenden Person ausge-

, händigt werden.· 

§ 47
Einschränkung der Aushw,tdigun� :über Hausbriefklisten 

· oder �stellanlagen ·
Postsendungen werden am,Sch!iltera11sgehändigt, wenn 

. a) kein, funktionstüchtiger Hausbriefkasten vorhanden 
ist, 

b) der vorhandene HaUS'briefkasten Offensichtlich un­
verschlossen oder besch'ädigt ist,

· c) der -vorhandene Hausbriefkasten .. nicht oder nur 
unter Gefahr zugängl_ich ist. 

Das gleiche gilt, wenn Zustellanlagen zerstört wurden 
oder aus anderen ·Gründen nicht benutzt werden kön­
nen. Der Empfänger erhält eine Mitteilung. darüber,
daß die Aushändigung· über Hausbriefkästen oder Zu-
stellanlage nicht möglich ist.

§ 48 ·
Annahmeverweigerung 

(1) Der Empfänger kann die Annahme von Post­
sendungen ....,. außer Briefe mit der :ZUBatzleistung Zu­
stellungsurkunde - verweigern, indem er sie unver­
züglich ungeöffnet mit dem Vermerk „Annahme ver­
weigert" zurückgibt oder die Annahmeverweigerung 
sogleich bei der -Aushändigung erklärt. Nimmt der 
Empfänger einen Brief lllit Zust�lLungsurkunde den­
noch nicht an, wird der Brief ·am Ort der Aushändi­
gung zurück.gela:;;sen. 

(2) Als Annahmeverweigerung gilt auch die Weige-
ru·ng des Empfängers · · 

den Nachnahmebetrag zu bezahlen, 
sich auszuweisen oder eine Unterschrift zu leisten, 
die Nachgebühren .z.u entrichten . 

§ 49.
Nachsendung 

(1) Der Empfänger karin beantragen, daß ihm Post­
sendungen. fiir eine bestimmte Z�it; höchstens für 
1 Jahr, nachgesandt wer.den. Die Deut.sehe Post kann 
auch ohne Antrag nachsenden, wenn die neue An­
schrift bekannt ist. 

(2) Die Nachsendung kann vom Absender durch ei­
nen Vermerk auf der Postsendung (Vorausverfügung) 
oder vom: Empfänger durch. einen Antrag beim zu­
ständigen, Postamt beschränkt oder ausgeschlossen 
werden .. 

§ 50
Unzustellbare• Postsendungen 

(1) Postsendungen· sind .. · unzustellbar; wenn
a). der Empfänger· nicht zu ermitteln ist,
b) die ·Nachsendung nicht möglich ist, beschränkt oder

ausgeschlo;sen - wurde, _ . . 
c) die Annahme verweigert worden ist,
d) der Empfänger die.· Postsendungen r:tlch 1· innerhalb

der Lagerfristen am Schalter in Empfang, genom­
men oder der Paketzustellanlage entnommen hat.

(2) Unzustellbare Postsendungen werden ari den Ab­
aender zurückgesandt. Die Rücksendung unterbleibt bei 
Paketen und. Wirtschaftspaketen, wenn der Absender 
für den Fall der Unzustelibarkeit eines andere Voraus­
verfügung getroffen hät sowie bei Postwurfdrucksachen. 

§ 51
Unanb;ringlicbe Postsendungen 

(1) Kanh eine Posts�ndun.g dem Empfänger nicht
ausgehändigt . werden und ist der Absender. ndcht be­
kannt (unanbringliche Postsendung), kann sie zur Er­
mittlung des Empfängers oder Absenders durch dazu 
beauftragte . J;)ienststellen geöffnet . werden. Das gleiche 
gilt für Postsendungen ohne Absenderangabe, deren 
_Annahme der Empfänger- verweigert hat._ 

(2) ·unanbringliche· Postsendungen werden 6 Monate
aufbewahrt. Danach,;...; oder -wenn die. Aufbewahrung 
nicht möglich ist - werden. verwertbare Inhaltsteile 
den zuständigen Staatsorganen oder staatlichen Ein­
richtungen übergeben. 

Abschnitt V 
Gebühren, Postwertzeichen 

§ 52

Gebilhren 
(1) Für die Tei'lnahme. am Postverkehr sind Ge- ·

bühren gemäß Anlage 1 zu entrichten. 
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. (4) Die Deutsche Post leistet Ersatz iil Höhe des un­
mittelbaren Schadens, jedoch nicht mehr als 

(2) Die .Gebühren für die Beförderung der Postsen­
dungen und für die Zusatzlejstungen sind vorn Ab­
sender durch Postwertzeichen, .· Freistempelabdruck, 
Barzahlung oder bargeldlose Zahlung im voraus zu 
entrichten. Die. Postwertzeichen werden q.w·ch die 
Deutsche Post entwertet; 

a) 40 M für Postsendungen mH der Zusatzleist1,mg Ein-. schreiben; 
b) den . ang�gebenen Viert für Postsendungen mit der 

Zusatzleistung Wertangabe,
c) 500 lVI für Pakete, Wirtschaftspakete und Poststücke.(3) Nicht . ode� nicht vollständig freigemachte Post­

sendungen werden an den Absender zurückgegeben. 
Fehlt die Angabe des Absende•rs, wird das Eineinhalb-· 
fache der fehlenden Gebühr {Nachgebühr) vom Emp­
fänger eingezogen. Zahlt der Empfänger die Nachge­
bühr nicht, gilt die Annahme ,der �ostsendung als ver­
weigert. Die betreffende Postsendung wird als unan­
bringlich behandelt. Das gleiche gilt :für Post,seridungen 
mit Nachgebühren· · ohne Absenderangabe, qie 1,mzu­
stellbar sirid. 

.(5.) .. Beirn .Verlust von Urkunden sind die Kosten der 
Wiederbeschaffung zu zahlen. · Ist dlie Wiederbe1;1chaf,. _ 
fung unmöglich, kann der Ersatz nach . dem durch die 
·urkunde verkörperten Wert bemessen werden. Die
Höchstsätze des Abs. 4 gelten auch in diesen Fällen:

(4) Die Gebühren werden von Staatsorganen 'Und 
Betrieben auf der Grundlage von Vereinbarungen im 
Lastschriftverfahren eingezogen. 
-.�Ol}fnle Deutsche Post kanµ Gebühren, stunden. Die 

Stimrung ist gebüli.tenpf�ichtig'. 
(6) Gegen die Festsetzung der . gemäß Anlage 1 be­

rechneten. Gebühren ist das Rechtsmittel der Beschwer" 
de zugelas'sefä Das Rechtsmittelverfahren wird gemäß 
§ 33 des G.esetzes ·über das Post,.. und Fernmeldewesen
durchgeführt. 

§ 53 

. Postwertzeidum 
(1) Die Herausgabe und die Gültigkeitsdauer von 

Postwertzeichen .werden öffentlich bekanntgemacht. 
(2) . Postwertzeichen · werden ztini Freimachungswert .

verkauft; außerdem kann ein Zuschlag erhoben wer­
den, wenn Postwertzeichen aus besonderem Anlaß 
herausgegeben werden. Es be!lteht kein. Anspruch auf 
den Verkauf bestirninter Einzelwerte oder Sätze. 

(3) Urigültige Postwertzeichen können gebührenfrei 
innerhalb einer vori · der Deutschen Post festgelegten 
Frist gegen gültige umgetauscht werden. 

Abschnitt VI 
Materielie Verantwortlldlkeit 

§ 54
Nachforsdlung 

Auf Antrag des Apsenders forscht. die Deutsche Post
nach dem Verbleib von Postsendungen. · 

§ 55

(6) Bei Verlust oder Beschädi,gung von Postwert,-·
zei.chen der Deutscheri· Dernokratiscben Republik,. die
in Postsendungen gemäß Abs.1.enthalten waren, Uefert,
die Deutsche Post die vedorengegangenen oder be­
schädigten Postwertzeichen nach. Ist das nicht. .möglich 
oder enthielten die Pos,tsendungen Postwertzeichen an­
derer Staaten, leistet die Deutsche Post Ersatz in .. Höhe 
des Einzelhandelverkaufspreises. unter Berücksichtigllillg
der Höchstsätze gemäß Abs. 4. 

. (7) Trefien :qiehrere Ersatzansprüche zusamm�n, gjlt 
der für den Geschädigten günstigste Anspruch. 

§ 56

Sdladenersatz fiir Postsendungen 
mit der Zusatz�eistung Nadlnahme 

Gemäß §: 29 Abs; 2 des Gesetzes über das Post-" und 
Fernmeldewesen • leistet die Deutsche Post Schaden-' 

ersatz 
a) für Postsendunge� rnit � Zusatzleistungen Ein­

schreiben und Wertangabe sowie für Pakete . und
Wirtschaftspakete, die .mit der Zusatzleistung Nach­
nahme versandt wurden, nach den Bestdmmungen

. des § 55 dieser Anoi:dnung,
b) für alle Postsendungen mit.der ZUsatzleistung Nach-

nahme, wenn 
die Postsendung ausgehändigt wurde, ohne den 
Nachriahmebetrag einzuziehen, 
ein zu niedriger Nachnahmebetrag e,ingezogen 
wurde; 
der· Nachnahmebetrag durch einen Unberech­
tigten eingezogen wurde. 

§ 57 

Sdladenersat11 für. Geldübermittlungssendungen 
' .. · . .. . .  . . 

(1) Die Deutsche Post leistet. gemäß § 28 Abs. 4 des 
Gesetzes über <ias Post- und F,ern.meldewesen Schaden­
ersatz für Post- und ·zahlun�anweisungen, Zahlkarten 
und Einzahlungsaufträge, wenn· die zugehörigen Be­
träge nicht ausgezahlt oder nicht dem angegebenen Sdladenersatz fiir Postsendungen mit den 

Zusatzleistungen Einsdlreiben und Wertangabe 
sowie für • Pakete, . Wlrtsdtaltspakete und Pos�Udte

· Konto gutges$.rieben wurden.

•(1) Die Deuische Post leistet. für Postsendungen mit 
den Zusatzleistungen Einschreiben und Wertangabe so­
wie für Pakete, Wirtschaftspakete. und Poststücke Scha­
denersatz, wenn nach ihren Unterlagen die Postsendun­
gen bzw. Schlüssel zu Paketzustellfächern in .Hausbrief­
kästen, Briefzustellfächer oder Postschließfächer einge­
legt worden .sind, der Empfänger aber glaubhaft ,ver- •
sichert, daß er od�r ein anderer Empfangsberechtigter 
sie nicht erhalten hat. 

(3) Die Deut.sehe · Post leistet für Post;endungen mit
den ZusatzleiJstµngen Einschreiben und Wertangabe so­
wie für Pakete und Wirtschaftspakete Schadenersatz, 
wenn sie nach ihren Unterlagen am Schalter ·ausge­
händigt wurden, der Empfänger abe·r gi.aubhaft ver­
sichert, daß er o�er ein anderer Empfangsberech,tigter 

. 
. 

(2) Schadenersatz wird auch geleistet, werin der Be­
trag zu einer Post- oder Zahlungsanweisung. Qach den
Unterlagen der Deutschen Post ausgezahlt wurde; der
Empfänger aber glaubhaft versichert, daß er oder ein
anderer Empfangsberechtigter ihn ndcht erhalten hat.

§ 58 

Materielle Verantwortlidlkeit der Absender 
und Empfänger 

(1) Der Absender einer .. Postsendung ist gemäß § 31
Abs. 1 des Gesetzes über · das Post� und Feldmelde­
wesen materiell verantwortlich für• Schäden, · die er 
durch Verletzung seiner sich aus dieser Anordnung l?r-" 
gebenden Pflichten verursacht. Das gilt dnsbesondere, 
wenn Verpackung und Verschluß bestimmungswidrig 
waren oder wenn· von der Postbeförderung ausge-
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(2) Auf die materielle VerantwortllchkeH des Ab­
senderis hat es keinen Einfluß, wenn dje Postsendung 
bei der Einlieferung nicht beanstandet oder trotz Be­
anstandung auf Verlangen des Absenders angenommen 
worden ist. 

(3} Der Empfänger ist verpflichtet, der Deutschen 
Post. den. Schaden zu ersetzE)n, den er durch deri Ver­
lust von Schlij.sseln oder die Beschädigung von Schlüs­
seln oder Schlössern, zli Zustellanla.g,en oder Postschließ­
fächern schuldhaft verur:sacht, Er selbst darf keine 
Schlüssel anfertigen oder anfortigen lassen. 

§ 59 
Obergang von Schadenersatzansprüchen 

Wird gegenüber einem Anspruchsberechtigten Scha­
denersatz geleistet, geht dessen Schadenersatzanspruch 
gegen einen Dritten auf. die Deutsche Post über. 

Abschnitt VII 
Schlußbestimmungen 

§ ,60. 
Kontrollrecht 

(1) Die Deutsche Post ist gemäß § 23 Abs. 1 des Ge­
setzes über das Post- und Fernmeldewesen berechUgt, 
bei der Einlieferung von Postsendungen, bei der Aus­
händigung von Postsendungen -und bei Geltendmachung 
von Rechtsansprüchen zu konttrolliere;n, ob die Bestim­
mungen: dieser Anordnung ,eingehalten worden sind. 

(2) Die Deutsche Post ist berechtigt, den Inhalt offe­
ner Brief.sendungeri (Drucksachen, Wirtschaftsdruck­
sachen, .Postwurfdrucksachem und B1indensendungen) 
daraufhin zu kontrollieren, ob die Bestimmungen die­
ser Anordnung für die Inanspruchnahme der gebühren­
begünstigten bzw. gebührenfreien · Sendungsart einge­
halten werden. 

(3) Die Deutsche Post ist berechtigt, den Zählerstand 
von Absenderfreistemplern jederzeit während der qe­
trieblichen Arbeitszeit in den Räumen des Besitzers 

zu kontrollieren. 

§ 61 
Ausweispflicht 

(1) . Die Deutsche Post kann verlangen, daß. sich. Per­
sonen bei der· Einlieferung von Postsendungen, bei der 
Aushändigung von Postsendungen, bei der Auszahlung 
von Beträgen oder bei Geltendmachung von Rechts­
ansprüchen g'egen die Deutsche Post mit dem Personal­
ausweis für Bürger der Deutschen Demokratischen Re­

publik oder einem diesem gleichgestellten Personal­
dokument4 legitimieren, 

(2) Die Art der Legitimation w.ird fo den Unterlagen 
der Deutschen Post vermerkt. 

4 Personalausweisordnung vom 23.September 1963 (GBL 
II Nr. 88 S. 700) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. August 1978 (GBl. I l.'l"r. 31 S. 344).

§ 62
Inkrafttreten 

Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1986 in Kraft. 

Berlin, den 28. Februar 1986 

Der Minister 
für Post- und Fernmeldewesen 

Schulz e 

C. Personalnachrichten

Berufen: 
Pfarrer Jürgen J e'h s er t mit Wirkung vom 1. Mai 
1986 zum Pfarrer der Pfarrstelle U eck e r m ü n d e I 
und zum Superintendenten des Kirchenkreises 
U ecke r münd e ; eingeführt .am 11. Ma.i 1986. 
Verstorben: 
am 9. J uni im Alter von 89 Jahren Pfarrer i. R. Arnold 
S i m o n , letzte Pfarrstelle. Altefähr, K,irchenkreis 
Garz/Rg. 

D. Freie Stellen

E. Weitere Hinweise

Nr. 3) Bibelwoche 1986/87
Die 49. Bibelwoche, der der 1. Thessalonicherbrief zu­
grundeliegt, soll unter dem Thema stehen: 
GEMEINDE GOTTES - BEWAHRT UND BEWÄHRT. 
Damit sich Pfarrer, Mitarbeiter, Konvente und Ge­
meinden auf die Bibelwoche, vorbereiten können, geben 
wir schon jetzt Texte und Themen dieser Bibelwoche 
bekannt: 
(1) q-10
(2) 2,1-16
(3) 2,17-3,13
(4) 4,1-12 
(5) 4,13-18 
(6) 5,1-11
(7) 5,12-28

Dank für Gottes Werk 
Bewährte Verkündigung 
Von der Sorge zur Freud�, 
Ver�ntwortete Bewährung 
Der Trost des Glaubens 
Gelebte Zukunft 
Unter Gottes Frieden. 

Als Psalm wurde. gewählt: Ps�lm 111.
Lied der Bibelwoche ist EKG 449 (EKU) bzw. 438 
(VELK): ,,Großer Gott, wir loben dich" (siehe auch 
GKL 56). 
Das Mitarbeiterheft mit Exegese, Gestaltungsanregun­

. gen und Vergleichstexten aus der Literatur einschließ-
lich des ökumenischen Bereiches sowie das Gemeinde­
heft können wie bisher über die Superintendenturen 
bestellt werden. Einen Bildstreifen zur Bibelwoche 
bietet das Ev. Jungmännerwerk Magdeburg an. 
Im Mitarbeiterheft finden· sich wieder. Arbeitshilfen 
für eine Kinderbibelwoche. 

Arbeitsgemeinschaft 
Missionarische Dienste · 

F. Mitteilungen fqr den kirchlichen Dienst
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